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An die 
Mitglieder 
des Hauptausschusses
der Stadt Erkelenz

03.09.2014

E i n l a d u n g

Hiermit lade ich Sie zur 2. Sitzung des Hauptausschusses ein.

Sitzungstermin: Donnerstag, 18.09.2014, 18:00 Uhr

Ort, Raum: Sitzungssaal des Rathauses, Johannismarkt 17, 41812 Erkelenz

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

1 Mitteilungen des Bürgermeisters

2 Angelegenheit/en aus der 1. Sitzung des Braunkohlenausschusses am 
11.09.2014

2.1 21. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Umsiedlung 
Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath), Erkelenz-Mitte
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB, Zustimmung zum 
Entwurf und Einleitung des frühzeitigen Beteiligungsverfahrens gemäß §§ 3 und 
4 BauGB
Vorlage: A 61/288/2014
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2.2 Bebauungsplan Nr. XXII „Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Ober-
westrich, Berverath", Erkelenz-Mitte
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB, Zustimmung zum 
Entwurf und Einleitung des frühzeitigen Beteiligungsverfahrens gemäß §§ 3 und 
4 BauGB
Vorlage: A 61/289/2014

2.3 Stellungnahme der Stadt Erkelenz zum Entwurf des Braunkohlenplanes 
„Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath"
Vorlage: A 61/290/2014

3 Angelegenheit/en aus der 2. Sitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaftsförderung und Betriebe am 
16.09.2014

3.1 17. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen 
In Gerderhahn), Erkelenz-Gerderhahn
hier: Beschluss über die vorgetragenen Stellungnahmen während der 
frühzeitigen Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB sowie 
Beschluss zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
Vorlage: A 61/291/2014

3.2 Bebauungsplan Nr. 0310.2 „Unterhahn", Erkelenz-Gerderhahn
hier: Beschluss über die vorgetragenen Stellungnahmen während der 
frühzeitigen Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB sowie 
Beschluss zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
Vorlage: A 61/292/2014

4 Erlass einer Katzenschutzverordnung mit Kastrations- und 
Kennzeichnungspflicht - Bürgerantrag gemäß § 24 Gemeindeordnung NRW
Vorlage: A 10/065/2014

5 Widmung von Straßen im Stadtgebiet Erkelenz
Vorlage: A 30/165/2014
Anmerkung: Vorgeschriebenes Verfahren nach Straßen- und Wegegesetz.

6 Benennung von zwei Straßen im Bereich des Bebauungsplanes „Tichelkamp" 
im Stadtbezirk Schwanenberg
Vorlage: A 30/166/2014

7 Anschaffung einer Feuerwehrdrehleiter (DLK 23/12) für die Freiwillige 
Feuerwehr Erkelenz, Löschzug Erkelenz-Mitte
Vorlage: A 30/167/2014
Anmerkung: Über die Ausschreibung einer Feuerwehrdrehleiter (DLK 23/12) soll beraten und 
entschieden werden.

8 Zuleitung des Gesamtabschlussentwurfes zum 31.12.2013 gemäß § 116 Abs. 5 
GO NRW in Verbindung mit § 95 Abs. 3 GO NRW
Vorlage: A 20/293/2014
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9 Zustimmung zu erheblichen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen gemäß § 83 Abs. 2 GO NRW
Vorlage: A 20/294/2014
Anmerkung: Soweit zustimmungsbedürftige Geschäftsvorfälle vorliegen, werden diese 
zusammen mit den Sitzungsvorlagen übersandt.

10 Kenntnisgabe der vom Kämmerer getroffenen Entscheidungen zur Leistung von 
über- und außerplanmäßigen Aufwendungen, Auszahlungen und 
Verpflichtungsermächtigungen in der Zeit vom 07.06.2014 - 31.08.2014
Vorlage: A 20/295/2014

Nichtöffentlicher Teil

1 Mitteilungen des Bürgermeisters

2 Zustimmung zur baulichen Erweiterung des Hermann-Josef-Krankenhauses zur 
Einrichtung einer Hauptfachabteilung Neurologie einschließlich Stroke-Unit-
Betten
Vorlage: A 20/296/2014

3 Vergabeangelegenheiten

3.1 Glas- und Fensterreinigung in den städtischen Gebäuden
hier: Vergabe des Auftrages
Vorlage: A 63/270/2014
Anmerkung: Die Glas- und Fensterreinigung wurde öffentlich ausgeschrieben und soll vom 
01.10.2014 bis zum 30.06.2016 vergeben werden.

4 Personalangelegenheiten

4.1 Unbefristete Übertragung der Amtsleiterfunktion Amt 60, Baubetriebs- und 
Grünflächenamt und dauerhafte Ernennung eines Beamten zum 
Stadtverwaltungsrat A 13 h.D. ÜBesG NRW zum 01.11.2014
Vorlage: A 10/063/2014

5 Grundstücksangelegenheiten der Wirtschaftsförderung

5.1 Veräußerung von Gewerbegrundstücken im Bereich des Bebauungsplanes 
Nr. XIX/3 „Gewerbe- und Industriepark Commerden", Erkelenz-Mitte
Vorlage: A 80/086/2014

Mit freundlichen Grüßen

Peter Jansen
Bürgermeister 



Beschlussvorlage

Federführend:
Planungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 61/288/2014
öffentlich

27.08.2014
Amt 61 Manfred Orth

21. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz 
(Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath), 
Erkelenz-Mitte
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB, Zustimmung 
zum Entwurf und Einleitung des frühzeitigen Beteiligungsverfahrens 
gemäß §§ 3 und 4 BauGB
Beratungsfolge:
Datum Gremium

11.09.2014 Braunkohlenausschuss
16.09.2014 Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaftsförderung und 
Betriebe
18.09.2014 Hauptausschuss
24.09.2014 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Anlass der 21. Änderung des  mit Bekanntmachung vom 01.09.2001 rechtskräftigen 
Flächennutzungsplanes ist die Aufstellung des Braunkohlenplanes Umsiedlung 
Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath durch den 
Braunkohlenausschuss der Bezirksregierung Köln.
Der Braunkohlenausschuss hat in seiner Sitzung am 28.04.2014 beschlossen, dass 
die Planung für die Umsiedlung von Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich sowie 
Berverath in einem gemeinsamen Braunkohlenplanverfahren weitergeführt wird. In 
seiner Sitzung am 28.04.2014 hat der Braunkohlenausschuss die Erarbeitung des 
Braunkohlenplans Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath 
– auf der Grundlage des  Planvorentwurfs / Stand Februar 2014 beschlossen. 
Der Braunkohlenplan wird derzeit durch die Bezirksplanungsbehörde erarbeitet, der 
Entwurf des Braunkohlenplans lag in der Zeit vom 14.05.2014 bis 13.08.2014 zur 
Einsichtnahme aus. 
Die Beschlussfassung über die Aufstellung des Braunkohlenplanes ist gemäß 
Terminplanung der Bezirksregierung im Mai 2015 vorgesehen, die anschließende 
Genehmigung n. § 29 Abs. 1 LPIG durch die Landesplanungsbehörde soll 
voraussichtlich im 3. Quartal 2015 erfolgen.
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Der Braunkohlenplan Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/ Oberwestrich, 
Berverath, Entwurf April 2014, legt in Kapitel 2 Umsiedlung, Ziel 1 fest, „Zur 
Minimierung der im Interesse der Energieversorgung erforderlichen Eingriffe des 
Braunkohlentagebaus in die Lebensverhältnisse der Betroffenen ist die 
Bauleitplanung auf eine größtmögliche Geschlossenheit der 
Umsiedlungsmaßnahmen der Orte Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich und 
Berverath (gemeinsame Umsiedlung) auszurichten. Die gemeinsame Umsiedlung 
der Bevölkerung sowie der wohnverträglichen landwirtschaftlichen Hofstellen und der 
gewerblichen Betriebe ist im Interesse einer geordneten Siedlungsentwicklung auf 
der zeichnerisch festgelegten Umsiedlungsfläche (Umsiedlungsstandort) 
durchzuführen“.

In Kapitel 2 Umsiedlung, Ziel 2, legt der Braunkohlenplan, Entwurf April 2014, fest, 
„Der Zeitraum für die Umsiedlung von Keyenberg, Kuckum inkl. Kuckumer Mühle, 
Unter-/Oberwestrich inkl. Westricher Mühle, sowie Berverath beginnt ab ca. Ende 
2016 (Umsiedlungsbeginn) (wird als Stichtag im weiteren Verfahren konkretisiert) 
und ist dem Abbaufortschritt folgend für Keyenberg 2023, für Kuckum, Unterwestrich, 
Oberwestrich und die Westricher Mühle 2027 und für die Kuckumer Mühle und 
Berverath 2028 abzuschließen (Umsiedlungszeitraum). Es ist bauleitplanerisch zu 
sichern, dass zu Umsiedlungsbeginn die ersten bebaubaren Grundstücke zur 
Verfügung stehen“.

In Kapitel 2 Umsiedlung, Ziel 3, legt der Braunkohlenplan, Entwurf April 2014, fest, 
„Für die Umsiedlung der Bevölkerung d. h. Eigentümer und Mieter, Pächter und 
sonstige Nutzungsberechtigte sowie wohnverträgliche landwirtschaftliche Hofstellen 
und gewerbliche Betriebe von Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Westricher 
Mühle sowie Kuckumer Mühle und Berverath ist in Zuordnung zum Allgemeinen 
Siedlungsbereich Erkelenz, nördlich des Ortsteiles Borschemich-neu eine Fläche von 
56,7 ha zuzüglich der Flächen für die Anbindungen des Standortes an das regionale 
Straßennetz bereitzustellen (Umsiedlungsstandort Erkelenz-Nord). Innerhalb dieser 
Gesamtfläche, die zeichnerisch festgelegt ist, sind die durch die Bauleitplanung die in 
der Erläuterung genannten Nutzungen unter Orientierung an den dort genannten 
Größenordnungen zu ermöglichen“.

Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB, § 35 
LPIG). Unter Maßgabe der o.g. Ziele des Braunkohlenplanes, Ausrichtung auf eine 
größtmögliche Geschlossenheit der Umsiedlungsmaßnahmen, die genannten 
Nutzungen in der Umsiedlungsfläche zu ermöglichen, Sicherung erster bebaubarer 
Grundstücke zu Umsiedlungsbeginn, hat die Aufstellung der Bauleitpläne, 
Flächennutzungsplan als vorbereitender Bauleitplan und Bebauungsplan als 
verbindlicher Bauleitplan, zu erfolgen. 

Ziel und Zweck der 21. Änderung des Flächennutzungsplanes ist die Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Umsiedlung der Orte Keyenberg, 
Kuckum, Unter-/Oberwestrich und Berverath mit der Neuausweisung von Bauflächen 
und sonstigen für die Umsiedlung erforderlichen Flächen. 
Im Flächennutzungsplan sind auf bisher als Fläche für die Landwirtschaft 
dargestellten Flächen von insgesamt 56,7 ha, zuzüglich der Flächen für verkehrliche 
Anbindungen des Standortes, gemäß den Zielen des Braunkohlenplanes u. a. die 
erforderlichen Bauflächen für Wohnen, Gewerbe, landwirtschaftliche Betriebe, 
Gemeinbedarf sowie Grünflächen und Flächen für örtliche Hauptverkehrszüge 
darzustellen.
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Der Geltungsbereich der 21. Änderung des Flächennutzungsplanes (s. Anlage 1 der 
Beschlussvorlage) entspricht der im Braunkohlenplan, Entwurf April 2014, 
zeichnerisch festgelegten Umsiedlungsfläche und Flächen für die Anbindungen des 
Standortes an das regionale Straßennetz (s. Anlage 2 der Beschlussvorlage). 

Bebauungspläne sind gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln. 
Mit der 21. Änderung des Flächennutzungsplanes (Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, 
Unter-/ Oberwestrich, Berverath) werden planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. XXII „Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, 
Unter-/Oberwestrich, Berverath“ geschaffen. 
Die Aufstellung der Bauleitpläne erfolgt gemäß § 8 Abs.3 BauGB im 
Parallelverfahren.

Der Entwurf der 21. Änderung des Flächennutzungsplanes wird in der Sitzung 
vorgestellt. 
In der Sitzung soll der Aufstellungsbeschluss zur 21. Änderung des 
Flächennutzungsplanes sowie der Beschluss zur Einleitung des frühzeitigen 
Beteiligungsverfahren gem. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB gefasst werden. Die 
Öffentlichkeit, die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind zu 
beteiligen sowie der Bezirksausschuss Erkelenz-Mitte ist zu beteiligen.

Neben den gesetzlich normierten Verfahren der Beteiligung der Öffentlichkeit soll 
auch unter dem Aspekt der Sozialverträglichkeit der Umsiedlung der 
Bürgermitwirkung in den nachfolgenden Verfahrens- und Bearbeitungsschritten der 
Bauleitplanung in bedarfsgerechter Informations- und Mitwirkungsform breiten Raum 
eingeräumt werden. Die Planungsschritte in der Bauleitplanung sind eingebunden in 
einen moderierten Planungsprozess der Umsiedlung. Auch über eine intensive 
Mitwirkung der Umsiedler an der Gestaltung des Umsiedlungsortes, der 
Durchführung und Moderation von öffentlichen Foren, Ortskonferenzen, 
Planungswerkstätten und Arbeitssitzungen mit dem Bürgerbeirat und Bürgern, soll 
das Gelingen der Umsiedlung ermöglicht werden.

Aspekte Stadtmarketing/ Lokale Agenda 21

Aspekte des Stadtmarketings sind durch die vorliegende Planung nicht betroffen. 
Durch die Änderung des Flächennutzungsplanes werden agendarelevante Aspekte 
berücksichtigt. Aufgrund der Gesetze, die in der Bauleitplanung zu beachten, ist eine 
nachhaltige ökologische, ökonomische und sozialverträgliche Ausführung von 
Planungen gewährleistet. 

Die Bauleitpläne sollen gemäß § 1 Abs. 5 BauGB eine nachhaltige städtebauliche 
Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden 
Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen 
miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende 
sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine 
menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen und zu entwickeln, sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, 
insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche 
Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu 
entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen 
der Innenentwicklung erfolgen.
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Beschlussentwurf  (als Empfehlung an den Ausschuss für Stadtentwicklung, 
Bauen, Wirtschaftsförderung und Betriebe, Hauptausschuss und Rat) :

„1. Die Aufstellung der 21. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Erkelenz (Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath), 
Erkelenz Mitte, wird beschlossen.

2. Dem in der Sitzung vorgestellten Entwurf der 21. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, 
Unter-/Oberwestrich, Berverath), Erkelenz-Mitte, wird zugestimmt.

 3. Über den Entwurf der 21. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Er-
kelenz (Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath), Er-
kelenz-Mitte, ist die Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB öffentlich zu unter-
richten. Der Öffentlichkeit ist Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu 
geben. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß 
§ 4 i. V. m. § 3 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 BauGB zu unterrichten und zur 
Äußer ung aufzufordern. Der Bezirksausschuss Erkelenz-Mitte ist zu 
beteiligen.“

Finanzielle Auswirkungen:
Keine.

Anlagen:
Nr. 1: Übersicht über den Geltungsbereich der 21. Änderung des 

Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, 
Unter-/Oberwestrich, Berverath), Erkelenz-Mitte

Nr. 2: Bezirksregierung Köln, Braunkohlenplan Umsiedlung Keyenberg,  Kuckum, 
Unter-/Oberwestrich, Berverath – Entwurf – Zeichnerische Darstellung, April 
2014



Übersicht über den Geltungsbereich der 21. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Umsiedlung Keyen-
berg, Kuckum, Unter-/ Oberwestrich, Berverath), Erkelenz-Mitte 
 
 
              Übersicht über den Geltungsbereich 

 



!!!!
!

!
!

Legende

Umsiedlungsfläche

Maßstab 1:10 000

Verkleinerung aus der Deutschen

Grundkarte 1:5000

Straßen zur Anbindung

der Umsiedlungsfläche
! !

©Topografische Karte Landesvermessungsamt NRW, Bonn 2014

Bezirksregierung Köln

Braunkohlenplan Umsiedlung

Keyenberg, Kuckum,
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Zeichnerische Darstellung

April 2014



Beschlussvorlage

Federführend:
Planungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 61/289/2014
öffentlich

27.08.2014
Amt 61 Manfred Orth

Bebauungsplan Nr. XXII "Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-
/Oberwestrich, Berverath", Erkelenz-Mitte
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB, Zustimmung 
zum Entwurf und Einleitung des frühzeitigen Beteiligungsverfahrens 
gemäß §§ 3 und 4 BauGB
Beratungsfolge:
Datum Gremium

11.09.2014 Braunkohlenausschuss
16.09.2014 Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaftsförderung und 
Betriebe
18.09.2014 Hauptausschuss
24.09.2014 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Anlass des Aufstellungsverfahrens für den Bebauungsplan ist die Aufstellung des 
Braunkohlenplanes Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, 
Berverath durch den Braunkohlenausschuss der Bezirksregierung Köln.
Der Braunkohlenausschuss hat in seiner Sitzung am 28.04.2014 beschlossen, dass 
die Planung für die Umsiedlung von Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich sowie 
Berverath in einem gemeinsamen Braunkohlenplanverfahren weitergeführt wird. In 
seiner Sitzung am 28.04.2014 hat der Braunkohlenausschuss die Erarbeitung des 
Braunkohlenplans Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath 
– auf der Grundlage des  Planvorentwurfs / Stand Februar 2014 beschlossen. 
Der Braunkohlenplan wird derzeit durch die Bezirksplanungsbehörde erarbeitet, der 
Entwurf des Braunkohlenplans lag in der Zeit vom 14.05.2014 bis 13.08.2014 zur 
Einsichtnahme aus. 
Die Beschlussfassung über die Aufstellung des Braunkohlenplanes ist gemäß 
Terminplanung der Bezirksregierung im Mai 2015 vorgesehen, die anschließende 
Genehmigung n. § 29 Abs. 1 LPIG durch die Landesplanungsbehörde soll 
voraussichtlich im 3. Quartal 2015 erfolgen.
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Der Braunkohlenplan Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/ Oberwestrich, 
Berverath, Entwurf April 2014, legt in Kapitel 2 Umsiedlung, Ziel 1 fest, „Zur 
Minimierung der im Interesse der Energieversorgung erforderlichen Eingriffe des 
Braunkohlentagebaus in die Lebensverhältnisse der Betroffenen ist die 
Bauleitplanung auf eine größtmögliche Geschlossenheit der 
Umsiedlungsmaßnahmen der Orte Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich und 
Berverath (gemeinsame Umsiedlung) auszurichten. Die gemeinsame Umsiedlung 
der Bevölkerung sowie der wohnverträglichen landwirtschaftlichen Hofstellen und der 
gewerblichen Betriebe ist im Interesse einer geordneten Siedlungsentwicklung auf 
der zeichnerisch festgelegten Umsiedlungsfläche (Umsiedlungsstandort) 
durchzuführen“.

In Kapitel 2 Umsiedlung, Ziel 2, legt der Braunkohlenplan, Entwurf April 2014, fest, 
„Der Zeitraum für die Umsiedlung von Keyenberg, Kuckum inkl. Kuckumer Mühle, 
Unter-/Oberwestrich inkl. Westricher Mühle, sowie Berverath beginnt ab ca. Ende 
2016 (Umsiedlungsbeginn) (wird als Stichtag im weiteren Verfahren konkretisiert) 
und ist dem Abbaufortschritt folgend für Keyenberg 2023, für Kuckum, Unterwestrich, 
Oberwestrich und die Westricher Mühle 2027 und für die Kuckumer Mühle und 
Berverath 2028 abzuschließen (Umsiedlungszeitraum). Es ist bauleitplanerisch zu 
sichern, dass zu Umsiedlungsbeginn die ersten bebaubaren Grundstücke zur 
Verfügung stehen“.

In Kapitel 2 Umsiedlung, Ziel 3, legt der Braunkohlenplan, Entwurf April 2014, fest, 
„Für die Umsiedlung der Bevölkerung d. h. Eigentümer und Mieter, Pächter und 
sonstige Nutzungsberechtigte sowie wohnverträgliche landwirtschaftliche Hofstellen 
und gewerbliche Betriebe von Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Westricher 
Mühle sowie Kuckumer Mühle und Berverath ist in Zuordnung zum Allgemeinen 
Siedlungsbereich Erkelenz, nördlich des Ortsteiles Borschemich-neu eine Fläche von 
56,7 ha zuzüglich der Flächen für die Anbindungen des Standortes an das regionale 
Straßennetz bereitzustellen (Umsiedlungsstandort Erkelenz-Nord). Innerhalb dieser 
Gesamtfläche, die zeichnerisch festgelegt ist, sind die durch die Bauleitplanung die in 
der Erläuterung genannten Nutzungen unter Orientierung an den dort genannten 
Größenordnungen zu ermöglichen“.

Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB, § 35 
LPIG). Unter Maßgabe der o.g. Ziele des Braunkohlenplanes, Ausrichtung auf eine 
größtmögliche Geschlossenheit der Umsiedlungsmaßnahmen, die genannten 
Nutzungen in der Umsiedlungsfläche zu ermöglichen, Sicherung erster bebaubarer 
Grundstücke zu Umsiedlungsbeginn, hat die Aufstellung der Bauleitpläne, 
Flächennutzungsplan als vorbereitender Bauleitplan und Bebauungsplan als 
verbindlicher Bauleitplan, zu erfolgen. 

Ziel und Zweck der Aufstellung des Bebauungsplanes ist die Schaffung der 
bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die Umsiedlung der Orte Keyenberg, 
Kuckum, Unter-/Oberwestrich und Berverath. Mit dem Bebauungsplan werden die 
landesplanerischen Vorgaben hinsichtlich Nutzungsspektrum und Flächenvorgaben 
konkretisiert. 
Im Bebauungsplan sind auf bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen von 
insgesamt 56,7 ha, zuzüglich der Flächen für verkehrliche Anbindungen des 
Standortes, gemäß den Zielen des Braunkohlenplanes u. a. die erforderlichen 
Baugebiete für Wohnen, Gewerbe, landwirtschaftliche Betriebe, Gemeinbedarf sowie 
Grünflächen und Flächen für örtliche Hauptverkehrszüge festzusetzen.
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Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. XXII „Umsiedlung Keyenberg, 
Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath“ (s. Anlage Beschlussvorlage) entspricht 
der im Braunkohlenplan, Entwurf April 2014, zeichnerisch festgelegten 
Umsiedlungsfläche und Flächen für die Anbindungen des Standortes an das 
regionale Straßennetz.

Bebauungspläne sind gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln. 
Mit der 21. Änderung des Flächennutzungsplanes (Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, 
Unter-/ Oberwestrich, Berverath) werden planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. XXII „Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, 
Unter-/Oberwestrich, Berverath“ geschaffen. 
Die Aufstellung der Bauleitpläne erfolgt gemäß § 8 Abs.3 BauGB im 
Parallelverfahren.

Der städtebauliche Entwurf des Bebauungsplanes wird in der Sitzung vorgestellt. 

In der Sitzung soll der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. XXII 
„Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath“ sowie der 
Beschluss zur Einleitung des frühzeitigen Beteiligungsverfahren gem. §§ 3 Abs. 1 
und 4 Abs. 1 BauGB gefasst werden. Die Öffentlichkeit, die Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange sind zu beteiligen sowie der Bezirksausschuss Erkelenz-
Mitte ist zu beteiligen.

Neben den gesetzlich normierten Verfahren der Beteiligung der Öffentlichkeit soll 
auch unter dem Aspekt der Sozialverträglichkeit der Umsiedlung der 
Bürgermitwirkung in den nachfolgenden Verfahrens- und Bearbeitungsschritten der 
Bauleitplanung in bedarfsgerechter Informations- und Mitwirkungsform breiten Raum 
eingeräumt werden. Die Planungsschritte in der Bauleitplanung sind eingebunden in 
einen moderierten Planungsprozess der Umsiedlung. Auch über eine intensive 
Mitwirkung der Umsiedler an der Gestaltung des Umsiedlungsortes, der 
Durchführung und Moderation von öffentlichen Foren, Ortskonferenzen, 
Planungswerkstätten und Arbeitssitzungen mit dem Bürgerbeirat und Bürgern, soll 
das Gelingen der Umsiedlung ermöglicht werden.

In den bisherigen Verfahren zur Planung des Umsiedlungsstandortes hat sich am 
25.11.2012 die Mehrheit der Umsiedler in einer von der Bezirksregierung 
durchgeführten geheimen Wahl nach eingehenden Untersuchungen und 
ausführlicher Diskussion von städtebaulichen Testentwürfen für eine gemeinsame 
Umsiedlung in den Suchraum Erkelenz-Nord, östlich der B57 und nördlich 
anschließend an Borschemich (neu) entschieden.
Im Jahr 2013 wurden für diesen Suchraum im Rahmen eines moderierten 
Planungsverfahrens verschiedene städtebauliche Konzepte unter intensiver 
Mitwirkung der Umsiedler in öffentlichen Forumsveranstaltungen und mit dem 
Bürgerbeirat entwickelt. 
Nach öffentlicher Diskussion und Durchführung einer Befragung zu zwei Varianten 
hat der Bürgerbeirat am 12.09.2013 die Variante 1: „Zwei Teile-Eine Mitte“ als 
Grundlage für die weitere Planung beschlossen und dem Rat empfohlen, die 
entsprechende Gebietsabgrenzung im Rahmen der Stellungnahme der Stadt 
Erkelenz zum Entwurf des Braunkohlenplans bei der Bezirksregierung zu 
beantragen.
Am 25.09.2013 hat der Rat der Stadt Erkelenz, den Empfehlungen des 
Bürgerbeirates folgend, dieses Planungskonzept als Grundlage für die weitere 
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Planung beschlossen und die entsprechende Abgrenzung des Plangebietes in die 
Stellungnahme zum Braunkohlenplan aufgenommen mit der Maßgabe, den 
Umsiedlungsstandort in dieser Form festzulegen (s. Anlage 1 zur Beschlussvorlage).

Auf dem Forum vom 30.06.2014 wurde nach Diskussion in Öffentlichkeit und Beirat 
über die Platzierung der Altorte im Umsiedlungsstandort entschieden. Die zur Wahl 
gestellte Variante wurde mit einem deutlichen Abstimmungsergebnis angenommen.
Es ist vorgesehen, auf dieser Grundlage im September-Oktober 2014 
Ortskonferenzen zur individuellen, baugestalterischen Gestaltung der Neuorte mit 
den Umsiedlern der jeweiligen Orte durchzuführen.
Parallel dazu sind die notwendigen Fachplanungen und Untersuchungen in Auftrag 
gegeben und in Bearbeitung mit dem Ziel, den städtebaulichen Entwurf aus 
fachlicher Sicht zu begleiten und den Bebauungsplan als Rechtsplanentwurf 
vorzubereiten. 

Aspekte Stadtmarketing/ Lokale Agenda 21

Aspekte des Stadtmarketings sind durch die vorliegende Planung nicht betroffen. 
Durch den Bebauungsplan werden agendarelevante Aspekte berücksichtigt. 
Aufgrund der Gesetze, die in der Bauleitplanung zu beachten, ist eine nachhaltige 
ökologische, ökonomische und sozialverträgliche Ausführung von Planungen 
gewährleistet. 

Die Bauleitpläne sollen gemäß § 1 Abs. 5 BauGB eine nachhaltige städtebauliche 
Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden 
Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen 
miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende 
sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine 
menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen und zu entwickeln, sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, 
insbesondere  auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche 
Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu 
entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen 
der Innenentwicklung erfolgen.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an den Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen, 
Wirtschaftsförderung und Betriebe, Hauptausschuss und Rat):

„1. Die Aufstellung des Bebauungsplanes XXll „Umsiedlung Keyenberg, Kuckum-
Unter-/Oberwestrich, Berverath“, Erkelenz-Mitte, wird beschlossen.

 2. Dem in der Sitzung vorgestellten städtebaulichen Entwurf (Gestaltungsplan 
Stand August 2014) wird zugestimmt.

3. Die Verwaltung wird beauftragt, auf der Grundlage des in der Sitzung 
vorgestellten städtebaulichen Entwurfes den Bebauungsplan Nr. XXll 
„Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath“, Erkelenz-
Mitte, zu erarbeiten.

 4. Über den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. XXll „Umsiedlung Keyenberg, 
Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath“, Erkelenz-Mitte, ist die Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB öffentlich zu unterrichten. Der Öffentlichkeit ist 
Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben. Die Behörden und 
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sonstige Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 i.V.m. § 3 Abs. 1. Satz 1 
Halbsatz 1 BauGB zu unterrichten und zur Äußerung aufzufordern. Der 
Bezirksausschuss Erkelenz-Mitte ist zu beteiligen.“

Finanzielle Auswirkungen:
Die Realisierung des Bebauungsplanes hinsichtlich der Erschließung wird durch 
einen städtebaulichen Vertrag zwischen der Stadt Erkelenz und RWE Power 
sichergestellt.

Anlage:
Übersicht über den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. XXII „Umsiedlung 
Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath“, Erkelenz Mitte



Übersicht über den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. XXII 
„Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/ Oberwestrich, 
Berverath“, Erkelenz-Mitte 
 
 
              Übersicht über den Geltungsbereich 

 



Beschlussvorlage

Federführend:
Planungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 61/290/2014
öffentlich

25.08.2014
Amt 61 Anja Schürmans

Stellungnahme der Stadt Erkelenz zum Entwurf des 
Braunkohlenplanes "Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-
/Oberwestrich, Berverath"
Beratungsfolge:
Datum Gremium

11.09.2014 Braunkohlenausschuss
16.09.2014 Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaftsförderung und 
Betriebe
18.09.2014 Hauptausschuss
24.09.2014 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Die Stadt Erkelenz wurde gemäß § 28 Abs. 1 LPIG von der Bezirksregierung Köln 
mit Schreiben vom 07.05.2014 zur Mitwirkung an der Erarbeitung des 
Braunkohleplanes Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/ Oberwestrich, Berverath 
aufgefordert.

Grundlage sind folgende Unterlagen:
 Braunkohleplan Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/ Oberwestrich, 

Berverath (Entwurf April 2014)
o Textliche Darstellung und Erläuterungsbericht
o Zeichnerische Darstellung im Maßstab 1:10.000

 Tagebau Garzweiler II, Angaben des Bergbautreibenden zur Prüfung der 
Sozialverträglichkeit für die Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Oberwestrich, 
Unterwestrich und Berverath im Stadtgebiet Erkelenz

 Tagebau Garzweiler II, Angaben des Bergbautreibenden zur Umweltprüfung 
im Braunkohlenplanverfahren für die Umsiedlung Keyenberg sowie Kuckum, 
Oberwestrich, Unterwestrich und Berverath

 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag für den Umsiedlungsstandort im Suchraum 
Erkelenz-Nord

 Verkehrsuntersuchung zum Braunkohlenplanverfahren 3. 
Umsiedlungsabschnitt des Tagebaus Garzweiler II vom Juni 2012 mit 
Ergänzung vom Juli 2012

 Tagebau Garzweiler II, Schalltechnische Untersuchung zum 
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Braunkohlenplanverfahren für die Umsiedlung Keyenberg sowie Kuckum, 
Oberwestrich, Unterwestrich und Berverath

 Energiestudien zum Braunkohlenplan Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-
/ Oberwestrich, Berverath (CD)

Die Stellungnahme der Stadt Erkelenz orientiert sich im wesentlichem an der 
inhaltlichen Gliederung und den Zielen des Braunkohlenplan-Entwurfes Umsiedlung.

Am 25.09.2013 hat der Rat der Stadt Erkelenz, den Empfehlungen des Bürgerbeirats 
folgend, die Abgrenzung der Fläche für die gemeinsame Umsiedlung für die weitere 
Planung beschlossen.

In Zusammenhang mit der Stellungnahme der Stadt Erkelenz wurde ein Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bezüglich der Sicherheitsleistungen für 
Rekultivierungen und mögliche Bergschäden gestellt (siehe Anlage 2).
Dieser Aspekt wurde im Hinblick auf Umsiedlung in die Stellungnahme unter dem 
Kapitel 1 „Energiewirtschaftliche und energiepolitische Rahmenbedingungen“ 
eingearbeitet.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an den Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen, 
Wirtschaftsförderung und Betriebe, Hauptausschuss und Rat):
„Der Rat der Stadt Erkelenz beschließt die Stellungnahme zum Braunkohlenplan-
Entwurf Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/ Oberwestrich, Berverath.“

Finanzielle Auswirkungen:
Keine.

Anlagen:
Nr. 1: Stellungnahme der Stadt Erkelenz zum Braunkohlenplanentwurf

Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/ Oberwestrich, Berverath
Nr. 2: Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN: Sicherheits-

leistungen für Rekultivierungen und mögliche Bergschäden
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1. Energiewirtschaftliche und energiepolitische 

Rahmenbedingungen 
Die Stadt Erkelenz ist entgegen der Position der Landesregierung NRW der Auffassung, dass zur 

Aufrechterhaltung der Verstromungskapazität der Tagebau Garzweiler II nicht erforderlich ist. 

Es gibt mehrere Optionen zur Deckung des Strombedarfs und damit auf einen Verzicht von 

Garzweiler II. 

Der Nachweis für eine zwingend energiewirtschaftliche Notwendigkeit fehlt. 

Die Stadt Erkelenz lehnt das Tagebauvorhaben Garzweiler II ab. 

 

Für die nachhaltige Sicherstellung der weiteren Entwicklung sind alle im Zusammenhang mit dem 

Tagebau stehenden Maßnahmenleistungen abzusichern, indem für die Rekultivierung, mögliche 

Bergschäden und sonstige umsiedlungsspezifische Leistungen eine Sicherheitsleistung gem. § 56 Abs. 

II BbergG zu hinterlegen sind. 

2. Umsiedlung 

Ziel 1: 
Neben der Bauleitplanung ist eine umfangreiche informelle Planung Bestandteil der Umsiedlung. 

Aufgrund der hier vorliegenden, gemeinsamen Umsiedlung mehrerer Dorfgemeinschaften und den 

damit zusammenhängenden Interessenlagen sowie der Komplexität des Umsiedlungsvorgangs in 

einem über mehrere Jahre andauernden Zeitraum, ist eine hohe Erforderlichkeit umfangreicher 

informeller Planungsinstrumente gegeben. Auch diese sind auf eine größtmögliche Geschlossenheit 

der Umsiedlungsmaßnahmen auszurichten. 

Darüber hinaus sieht die Stadt Erkelenz eine über die räumliche und räumlich-funktionale 

Landesplanung hinausgehende Verantwortung des Landes für die sozialverträgliche Gestaltung von 

Umsiedlungen. Sie erwartet, dass die Landesplanungsbehörde bei der Entwicklung von Konzepten 

koordinierend und beratend tätig wird.  

Formulierungsvorschlag (S.85): 

Zur Minimierung der im Interesse der Energieversorgung erforderlichen Eingriffe des 

Braunkohletagebaus in die Lebensverhältnisse der Betroffenen sind die landesplanerische 

Koordinierung, die Bauleitplanung und informelle Planungen auf eine größtmögliche Geschlossenheit 

der Umsiedlungsmaßnahmen der Orte Keyenberg, Kuckum, Unter-/ Oberwestrich und Berverath 

(gemeinsame Umsiedlung) auszurichten. 

Ziel 2: 
zu Erläuterungen, Abbildung 16 (S. 91): 

Die grafische Darstellung der Grenzen des Tagebaus ist dem aktuellen Sachstand anzupassen sowie 

eine kurze Erläuterung hinzuzufügen. 
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3. Sozialverträglichkeitsprüfung 

3.6 Belange älterer Menschen: 
Die Ausführungen hinsichtlich der Belange älterer Menschen sind redaktionell an die heutige 

Terminologie anzupassen – insbesondere mit Bezugnahme auf Barrierefreiheit im Sinne der DIN 

18040. 

Kapitel 3 bezüglich Belange der Kommune: 
Unter Kapitel 3 ist an geeigneter Stelle ein neuer Punkt „Auswirkungen auf die Kommune und 

Sicherung einer nachhaltigen Entwicklung“ anzufügen. 

Denn der Umsiedungsstandort ist mit einer zeitgemäßen technischen und sozialen Infrastruktur 

auszustatten. Die Existenz zu verlagernder öffentlicher kommunaler Infrastruktur, die auch 

Möglichkeiten zur Verbesserung der Infrastruktur beinhaltet, darf durch den Braunkohlentagebau 

nicht gefährdet oder zerstört werden. Der Kommune dürfen durch eine Verlagerung der Infrastruktur 

an den Umsiedlungsstandort oder an anderer Stelle im Stadtgebiet, wenn dies bergbaubedingt 

verursacht ist, keine finanziellen Mehraufwendungen entstehen, auch wenn die Verlagerung eine 

Verbesserung der Infrastruktur beinhaltet. 

Bergbau bedingte gesamtstädtische Auswirkungen auf die Siedlungs-, Wirtschafts- und 

Bevölkerungsentwicklung der Kommune sind zu beobachten und zu bewerten. Bei Bedarf sind 

geeignete Maßnahmen zur Kompensation zu entwickeln, um dadurch negative Entwicklungen zu 

vermindern. 

Dabei sind die bisher getroffenen Vereinbarungen zwischen dem Bergbautreibenden und der 

Kommune zu beachten, jedoch steht das Land in der Verantwortung, eine diesbezügliche 

Absicherung formeller Art zu treffen. 

Erläuterung: 

Durch den Braunkohletagebau Garzweiler II und die damit verbundenen Umsiedlungen werden im 

Stadtgebiet Erkelenz Raumstörungen verursacht, die zahlreiche Auswirkungen auf die 

Stadtentwicklung haben. 

Die Auswirkungen auf die Siedlungs-, Wirtschafts- und Bevölkerungsentwicklung sind zu 

kompensieren: 

 durch eine attraktive Gestaltung des Umsiedlungsstandortes mit zeitgemäßer technischer 

und sozialer Infrastrukturausstattung; 

 durch eine städtische Entwicklungsreservefläche zur nachhaltigen Entwicklung des 

umgesiedelten Ortes. 

Der Stadt Erkelenz darf durch die bergbaubedingte Verlagerung ihrer Infrastruktur kein finanzieller 

Schaden entstehen. Sollten technische oder soziale Infrastrukturen, die durch den Tagebau in 

Anspruch genommen werden, an anderer Stelle wieder notwendig werden, so wird der 

Bergbautreibende die Stadt finanziell so stellen, dass neben der Entschädigung für die Altsubstanz 

und eventueller Projektzuschüsse Dritter keine weiteren Mittel durch die Stadt für Ersatzinvestionen 

aufzubringen sind. Vorrangig sind die Ersatzinvestionen am Umsiedlungsstandort zu tätigen. 
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Andernfalls können die Ersatzinvestionen im übrigen Stadtgebiet getätigt werden, wenn die dortigen 

Ersatzinvestitionen durch den Tagebau Garzweiler II verursacht sind. 

3.9. Gesamtbewertung der Auswirkungen auf soziale Belange: 
Wegen des Heimatverlust, der fehlenden energiepolitischen Voraussetzung und den oben genannten 

Ausführungen ist die Umsiedlung hinsichtlich ihrer Auswirkung auf soziale Belange nicht vertretbar. 

4. Umweltprüfung 
Im Rahmen der Bergbautätigkeiten verpflichtet sich der Bergbautreibende dauerhafte Maßnahmen 

zur Luftreinhaltung, vor allem hinsichtlich der Einhaltung der Grenzwerte im Bereich Feinstaub, zu 

ergreifen und diese zu veröffentlichen. 

Formulierungsvorschlag (S.152): 

„Aus dem bis ca. 2,5 km heranrückenden Tagebau sind keine Feinstaubbelastungen zu erwarten, 

sofern vom Bergbautreibenden dauerhafte Maßnahmen zur Einhaltung der Grenzwerte ergriffen 

werden.“ 





Beschlussvorlage

Federführend:
Planungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 61/291/2014
öffentlich

21.08.2014
Amt 61 Paul-Hugo Blaesen

17. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz 
(Wohnbauflächen In Gerderhahn), Erkelenz-Gerderhahn
hier: Beschluss über die vorgetragenen Stellungnahmen während der 
frühzeitigen Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB 
sowie Beschluss zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB
Beratungsfolge:
Datum Gremium

16.09.2014 Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaftsförderung und 
Betriebe
18.09.2014 Hauptausschuss
24.09.2014 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
In seiner Sitzung am 18.12.2013 hat der Rat der Stadt Erkelenz die Aufstellung der 
17. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen In 
Gerderhahn), Erkelenz-Gerderhahn beschlossen und beschlossen, die Öffentlichkeit 
gem. § 3 Abs. 1 BauGB und die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB  sowie den Bezirksausschuss Erkelenz-Gerderath zu 
beteiligen.

1. Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
Die öffentliche Bekanntmachung des Termins der frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde mit Amtsblatt Nr. 13 vom 13.06.2014 
bekannt gemacht.
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde am 24.06.2014 im Rathaus der 
Stadt Erkelenz durchgeführt. Seitens der Öffentlichkeit wurden  während des  
Beteiligungsverfahrens  keine abwägungsrelevanten Stellungnahmen vorgetragen.

2. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 
4 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 BauGB

Das Beteiligungsverfahren gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde mit Schreiben vom 
18.06.2014 an die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren 
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Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, eingeleitet.
Seitens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden während 
des Beteiligungsverfahrens abwägungsrelevante Stellungnahmen vorgetragen, die in 
der Anlage – Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange – zur Abwägung und Beschlussfassung aufgelistet sind.

3. Beteiligung des Bezirksausschusses
Der Bezirksausschuss Erkelenz-Gerderath wurde bisher nicht beteiligt, da er sich 
nach der Kommunalwahl im Jahr 2014 noch nicht konstituiert hat.
Seitens des Bezirksausschusses wurden daher keine Stellungnahmen eingereicht.

Über das Ergebnis der Abwägung und die Weiterführung des Verfahrens gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB soll in dieser Sitzung entschieden werden.
In dieser Sitzung soll über die während der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 
1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB gemäß § 1 Abs. 7 BauGB eingereichten 
abwägungsrelevanten Stellungnahmen entschieden und der Beschluss zur 
öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB gefasst werden.

Aspekte Stadtmarketing/Lokale Agenda 21
Aspekte des Stadtmarketings sind durch die vorliegende Planung nicht betroffen. 
Durch die Flächennutzungsplanänderung werden agendarelevante Aspekte 
berücksichtigt. Aufgrund der Gesetze, die in der Bauleitplanung zu beachten sind, ist 
eine nachhaltige ökologische, ökonomische und sozialverträgliche Ausführung von 
Planungen gewährleistet. 

Die Bauleitpläne sollen gemäß § 1 Abs. 5 BauGB eine nachhaltige städtebauliche 
Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden 
Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen 
miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende 
sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine 
menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen und zu entwickeln, sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, 
insbesondere  auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche 
Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu 
entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen 
der Innenentwicklung erfolgen.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an den Hauptausschuss und den Rat):
„1. Über die während der frühzeitigen Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 

Abs. 1 BauGB von den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
vorgetragenen Stellungnahmen zum Entwurf der 17. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen In Gerderhahn), 
Erkelenz-Gerderhahn, wird nach Abwägung aller erkennbaren öffentlichen 
und privaten Belangen, wie in den als Anlage - Stellungnahmen der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange - beigefügten Abwägungstabellen 
vorgeschlagen, entschieden. Die Anlage - Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange -  ist Bestandteil dieses Beschlusses.

2. Der Entwurf der 17. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz 
(Wohnbauflächen In Gerderhahn), Erkelenz-Gerderhahn, ist unter 
Berücksichtigung dieser Beschlüsse auf die Dauer eines Monats gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen.“
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Finanzielle Auswirkungen:
Keine.

Anlagen:
Anlage - Stellungnahme der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange –
der 17. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen 
In Gerderhahn), Erkelenz-Gerderhahn

Übersicht über den Geltungsbereich der 17. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Erkelenz (Wohnbauflächen In Gerderhahn), Erkelenz-Gerderhahn
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Lfd. Nr.: 1 
Träger: Kreiswasserwerk Heinsberg GmbH, Am Wasserwerk 5, 41844 Wegberg 
Schreiben vom: 27.06.2014 
 
 
Inhalt: 
 
Gegen die Änderung des Flächennutzungsplanes und die Aufstellung des o.g. Be-
bauungsplanes bestehen keine grundsätzlichen Bedenken seitens des Kreiswasser-
werk Heinsberg GmbH. 
 
Für Ihre weitere Planung bitten wir jedoch zu berücksichtigen, dass zurzeit noch eine 
Versorgungsleitung den westlichen Teil des Plangebietes diagonal durchquert. Für 
unsere Planung wäre es wichtig, dass der Durchgang zum Wirtschaftsweg am west-
lichen Rand so breit ist, dass die Verlegung einer Wasserleitung möglich ist. 
 
Wir sind gerne bereit evtl. noch bestehende Fragen zu beantworten. 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Nach Rücksprache mit dem Kreiswasserwerk am 05.08.2014 ist der Fußweg zum 
Wirtschaftsweg am westlichen Rand des Plangebietes, mit einer Breite von 2m für 
die Verlegung einer Wasserleitung ausreichend dimensioniert.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Hinweis des Kreiswasserwerk Heinsberg GmbH zur Verlegung der Wasserlei-
tung ist hinreichend berücksichtigt. 
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Lfd. Nr.: 2 
Träger: Erftverband, Postfach 13 20, 50103 Bergheim 
Schreiben vom: 02.07.2014 
 
Inhalt: 
 
Gegen die o.g. Maßnahmen bestehen aus wasserwirtschaftlicher Sicht seitens des 
Erftverbandes derzeit keine Bedenken, wenn folgende Hinweise bei der Detailpla-
nung berücksichtigt werden: 
 
Die Grundwasseroberfläche ist im Bereich des Bebauungsplanes durch den Braun-
kohlentagebau abgesenkt. Vor Beginn der Sümpfungsmaßnahmen wurden zeitweise 
flurnahe Grundwasserstände gemessen. 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme des Erftverbandes wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis, 
dass die Grundwasseroberfläche im Bereich des Bebauungsplangeltungsbereiches  
durch den Braunkohletagebau abgesenkt ist, wird in die Begründung und den Be-
bauungsplan aufgenommen. Ebenso wird aus dem Grundwassergleichenplan des 
Erftverbandes, Stand Oktober 2007, die Angabe des 1. Grundwasserstocks mit 81m 
NHN, in die Begründung aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stellungnahme des Erftverbandes wird zur Kenntnis genommen, die Hinweise 
werden in den Bebauungsplan und die Begründung aufgenommen.  
 
 
 
Lfd. Nr. 3:  
Träger: LVR – Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Endenicher Str. 133, 
53115 Bonn 
Schreiben vom: 02.07.2014 
 
Inhalt: 
 
Vielen Dank für die Übersendung der o.a. Planungsunterlagen im Rahmen des § 4 
Abs. 1 BauGB. 
 
Diese Planung war im Vorfeld der Beteiligung als Träger öffentlicher Belange wie-
derholt Gegenstand der Abstimmung mit dem LVR – Amt für Bodendenkmalpflege. 
In diesem Zusammenhang wurde zunächst auf ein durch Zufallsfundmeldungen be-
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gründeter Anfangsverdacht zur Betroffenheit der Kulturgüter durch Sachverhaltser-
mittlung verifiziert. 
Wie ich den Planungsunterlagen entnehme, beziehen sich die den  Bodendenkmal-
schutz betreffenden Ausführungen in der Begründung des Bebauungsplanes auf das 
Ergebnis dieser Voruntersuchung. 
Diesbezüglich sind aber Ergänzungen bzw. Korrekturen erforderlich. 
Unter Punkt 8 Denkmalschutz und Denkmalpflege heißt es: 
„Umfang und Ausmaß der archäologischen Untersuchungen regelt die Erlaubnis des 
§ 9 DSchG NW.“ 
 
Da die  Fläche aber noch nicht als Bodendenkmal in die Denkmalliste eingetragen 
ist, empfiehlt es sich, in diesem Fall nicht auf § 9 DSchG NW, sondern auf § 29 
DSchG NW hinzuweisen. 
 
Auch im Umweltbericht halte ich einige Korrekturen für angebracht. 
Zunächst ist es erforderlich, das Ergebnis der Sachverhaltsermittlung kurz im Um-
weltbericht darzustellen. Danach wurde der Nachweis erbracht, dass in der Fläche 
Siedlungsaktivitäten von der Vorgeschichte bis in das Mittelalter stattgefunden ha-
ben, die ein im Boden erhaltenes umfangreiches Bodenarchiv zur Geschichte der 
Menschen erwarten lassen. 
Das Denkmalschutzgesetz NRW verfolgt grundsätzlich das Ziel, Bodendenkmäler als 
Bodenarchiv für kommende Generationen zu erhalten und zu sichern (§§ 3,7,8,9,11 
DSchG NW). Unter diesem Aspekt ist die Planung grundsätzlich nicht denkmalver-
träglich, da diese unweigerlich eine Zerstörung von Teilen der Sache Bodendenkmal 
präjudiziert. Die Beibehaltung der derzeitigen landwirtschaftlichen Nutzung kommt 
hingegen den Zielen des Denkmalschutzgesetzes weitgehend entgegen. Hinzu 
kommt, dass keinesfalls die im Vorlauf der Planung durchgeführte Sachverhaltser-
mittlung die vorhandenen Bodendenkmäler sichert (Punkt 2.4.4 Satz 1). Diese Sach-
verhaltsermittlung ist Teil der in der Planung angegliederten Umweltprüfung und 
dient der Zusammenstellung des Abwägungsmaterials, mit dem Ergebnis, dass Be-
lange des Bodendenkmalschutzes grundsätzlich gegen die Planung sprechen. Un-
abhängig hiervon hat das LVR-Amt für Bodendenkmalpflege einen Kompromiss vor-
geschlagen. 
 
Die Weiterverfolgung der Planung spricht den Belangen des Bodendenkmalschutzes 
danach dann nicht entgegen, wenn bei der Planumsetzung Belange des Boden-
denkmalschutzes angemessen berücksichtigt werden. Dies kann im vorliegenden 
Fall durch Ausgrabung und Dokumentation nach den Vorgaben der §§ 13, 29 DSchG 
NW durch eine archäologische Fachfirma erfolgen. 
 
Für Flächen, die nach § 9 Abs. 1 BauGB einer baulichen Nutzung bzw. einer Er-
schließung zugeführt werden, muss daher offensichtlich werden, dass diese bauliche 
Nutzung nur unter der (aufschiebenden) Bedingung einer archäologischen Untersu-
chung/Bewertung durchführbar wird. 
 
Diesbezüglich könnte man meines Erachtens auf § 9 Abs. 2 BauGB zurückgreifen. 
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§ 9 Abs. 2 BauGB eröffnet zwar keine selbständige Festsetzungsmöglichkeit, die 
Vorschrift ergänzt aber die Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB, auf die sich § 9 
Abs. 2 BauGB als Folgeregelung bezieht. § 9 Abs. 2 BauGB eröffnet damit die Mög-
lichkeit, Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB an eine Bedingung zu knüpfen. 
 
Als Regelungsmöglichkeit könnte Folgendes in Betracht kommen: 
 

Die Anlage der Erschließung und die bauliche Nutzungen im Plangebiet ist 
gemäß § 9 Abs. 2 BauGB nur unter der aufschiebenden Bedingung zulässig, 
dass die vorherige wissenschaftliche Untersuchung archäologischer Boden-
denkmäler, die Bergung von Funden und die Dokumentation der Befunde si-
chergestellt ist. 
 
Die dafür anfallenden Kosten sind im Rahmen des Zumutbaren vom Bauträger 
zu übernehmen (§ 29 DSchG NW). 
 
Einzelheiten hierzu sind mit der Unteren Denkmalbehörde der Stadt Erkelenz 
und dem LVR – Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland in Bonn, Ende-
nicher Str. 133 abzustimmen. 

 
Diese Maßnahme ist aus rechtlichen Gründen erforderlich, um die Planung umsetzen 
zu können. Die Regelung steht aber der Planung als solcher nicht grundsätzlich ent-
gegen. § 9 Abs. 2 Satz 2 BauGB geht somit – wie vorgesehen – von einer festzuset-
zender „Folge“-Nutzung aus. 
 
 

 
 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Auf die Empfehlung, sich in der Begründung unter Punkt 8 zunächst auf den § 29 
DSchG NW  zu beziehen, wird Folge geleistet. Ebenso werden die vorgeschlagenen 
Korrekturen in dem Umweltbericht angenommen. In der Abwägung n. § 1Abs, 7 
BauGB sind die Belange des Bodendenkmalschutzes gemäß § 1 Abs. 6 BauGB zu 
berücksichtigen. An der Erhaltung und Sicherung sowie sinnvollen Nutzung der Bo-
dendenkmäler besteht ein öffentliches Interesse (§§ 7,8 11 DschG NW). Die Aufstel-
lung des Bebauungsplanes und Entwicklung des hiermit geplanten Wohngebietes ist 
zur Wohnraumversorgung in der Ortslage Gerderhahn erforderlich. Die Flächenaus-
dehnung vermuteter  Bodendenkmäler und Fundplätze umfasst einen erheblichen 
Anteil der geplanten Wohngebietsfläche, so dass eine sinnvolle Entwicklung und 
Nutzung bei Erhalt und Sicherung von Bodendenkmälern nicht möglich ist. Im Be-
reich festgesetzter Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft sowie Flächen mit Vorkehrungen zum Schutz 
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vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Lärmschutzwall) kann dem Belang des Bo-
dendenkmalschutzes, Erhalt und Sicherung der Bodendenkmäler, Vorrang einge-
räumt werden. Alternative Wohngebietsstandorte stehen für die Ortslage Gerderhahn 
für eine aktuelle und mittelfristige Wohnraumversorgung nicht zur Verfügung. Dem 
Belang der Wohngebietsentwicklung- und Versorgung wird daher im Bereich der 
überbaubaren Grundstücksflächen und Verkehrsflächen ein Vorrang vor Erhalt und 
Sicherung der Bodendenkmäler eingeräumt. Eine wissenschaftliche Untersuchung, 
Ausgrabung und Dokumentation  der Bodendenkmäler als Sekundärquelle ist nach 
Maßgabe einer Erlaubnis n. §§13,29 DSchG NW, vor Beginn der Bauarbeiten durch-
zuführen.  
Die archäologischen Maßnahmen und  weitere notwendige Untersuchungen der Flä-
chen für bauliche und verkehrliche Nutzungen werden in Absprache mit den Denk-
malbehörden und dem LVR- Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland  vorgenom-
men. Der Hinweis im Bebauungsplan  zur Sicherstellung der wissenschaftlichen Un-
tersuchung, Bergung von Funden und Dokumentation der Befunde wird hinsichtlich § 
29 DSchG NW ergänzt. Ein Hinweis über die Meldepflicht und das Veränderungs-
verbot bei der Entdeckung von Bodendenkmälern gem. §§15,16 DschG NW ist be-
reits auf der Planurkunde und in der Begründung vermerkt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Den Anregungen des LVR – Amt für Bodendenkmalpflege zur Ergänzung der Be-
gründung des Bebauungsplanes wird gefolgt. Dem Belang der Wohngebietsentwick-
lung- und Versorgung wird ein Vorrang vor Erhalt und Sicherung der Bodendenkmä-
ler eingeräumt. Die Sicherstellung der wissenschaftlichen Untersuchung, Bergung 
von archäologischen Funden und Dokumentation der Befunde erfolgt nach §§ 13, 29 
DSchG NW. 
 
 
 
Lfd. Nr.: 4 
Träger: Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Kreisstelle Heinsberg, 
Gereonstr. 80, 41747 Viersen 
Schreiben vom: 30.06.2014 
 
Inhalt: 
 
Zu den von Ihnen übersandten Unterlegen nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Umweltprüfung 
 
Zu dem Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung sind aus Sicht der Land-
wirtschaftskammer NRW keine weiteren Anforderungen zu stellen. 
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Die Aufstellung des Bebauungsplanes wurde darüber hinaus insbesondere bezüglich 
der Auswirkungen auf folgende agrarstrukturelle Gesichtspunkte geprüft: 
 

- Schutz der Ressource landwirtschaftliche Nutzfläche, 
- Ausnutzung aller vorhandenen Wohngebietsressourcen, 
- Umsetzung des externen Kompensationsbedarfs, 
- Wirtschaftskraft landwirtschaftlicher Betriebe, 
- wirtschaftliche Landbewirtschaftung. 

 
Zunächst wird festgehalten, dass durch den Flächentausch (Teil A von „Flächen für 
die Landwirtschaft“ zu „Wohnbauflächen“ und Teil B von „Wohnbauflächen“ zu „Flä-
chen für die Landwirtschaft“) die Bilanz für die planerische Inanspruchnahme land-
wirtschaftlicher Nutzfläche zwar nicht ausgeglichen, jedoch bei einem Defizit von 0,5 
ha für die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen durchaus nachvollzieh-
bar und zu akzeptieren ist. 
 
Bezüglich der Schutzgüter Natur und Umwelt entstünde gem. der vorliegenden Bi-
lanzierung im Plangebiet ein Kompensationsüberschuss in Höhe von 443 Punkten. 
Die Vermeidung von externem Kompensationsbedarf wird ausdrücklich begrüßt.  
 
Es wird davon ausgegangen, dass die geplanten Bepflanzungen innerhalb der „Um-
grenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft“ („weiträumig wirksame Eingrünung des Plange-
bietes“) an der westlichen und nördlichen Grenze die Nutzungsrecht der umliegen-
den Grundstückseigentümer, insbesondere der angrenzenden landwirtschaftlichen 
Nutzflächen nicht einschränkt. 
 
Hinsichtlich des westlichen Feldweges bitten wir zu berücksichtigen, dass die zukünf-
tige Durchgängigkeit dieses Weges für landwirtschaftlichen Verkehr mindestens 
so wie bisher zu gewährleisten ist. Daher begrüßen wir grundsätzlich, dass nicht die 
Einzelgrundstücke direkt an den Weg herangrenzen und möglicherweise Einfriedun-
gen direkt am Weg zu befürchten sind, sondern zunächst in (städtischer) Begrü-
nungsstreifen vorgesehen werden soll. Zur Information soll die folgende Abbildung 
die statischen Dimensionen landwirtschaftlicher Fahrzeuge veranschaulichen. Zu-
sätzlich sind die Platzbedarfe längerer Fahrzeuggespanne und insbesondere aus-
schwenkender Anbaugeräte einzuplanen. 
 
Zudem sind landwirtschaftliche Belange in Bezug auf die umliegenden landwirt-
schaftlichen Betriebsstätten berührt. Hierauf wurde seitens des Planungsträgers 
innerhalb der Planung bereits eingegangen. Hinsichtlich der Entfernung ist insbeson-
dere auf den Betrieb Nr. 3 hinzuweisen. So dürfen nach hiesiger Auffassung die 
Entwicklungsmöglichkeiten dieses Haupterwerbsbetriebes durch die vorgese-
hene Planung nicht beeinträchtigt werden. Da sich die zukünftige Weiterentwicklung 
dieses Betriebes aufgrund der Lage ausschließlich in östlicher Ausrichtung vollziehen 
kann, gehen wir derzeit davon aus, dass die Entwicklung des Betriebes durch die 
beabsichtigte Planung nicht beeinträchtigt wird. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme der Landwirtschaftskammer wird zur Kenntnis genommen. Der 
westlich des Plangebietes gelegene Wirtschaftsweg befindet sich außerhalb des Gel-
tungsbereiches. Die Durchgängigkeit des Weges für den landwirtschaftlichen Ver-
kehr bleibt daher unverändert. 
 
Beschlussvorschlag 
 
Die Stellungnahme der Landwirtschaftskammer NW, Kreisstelle Heinsberg, wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
Lfd. Nr.: 5 
Träger: Landesbetrieb Straßen NRW, Regionalniederlassung Niederrhein, Post-
fach 10 10 27, 41010 Mönchengladbach 
Schreiben vom: 15.07.2014 
 
 
 
Inhalt: 
 
Zu den o.a. Bauleitplänen werden seitens der hiesigen Niederlassung folgende Stel-
lungnahmen abgegeben: 
 
17. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
Das Änderungsgebiet wird im Süden von einem Abschnitt (Nr. 4) der freien Strecke 
der Landesstraße 46 (In Gerderhahn) in Erkelenz Gerderhahn begrenzt. Baulastträ-
ger der Landesstraße ist das Land Nordrhein-Westfalen. 
 
Gegen die 17. Änderung des Flächennutzungsplanes werden keine Bedenken erho-
ben 
 
Bebauungsplan Nr. 0310.2 
 
Das Plangebiet wird im Süden von einem Abschnitt (Nr.4) der freien Strecke der 
Landesstraße 46 (In Gerderhahn) in Erkelenz Gerderhahn begrenzt: Station 1,300 
bis Station 1.490. 
 
Baulastträger der Landesstraße ist das Land Nordrhein-Westfalen. 
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Gegen den Bebauungsplan Nr. 0310.2 werden keine Bedenken erhoben, wenn fol-
gendes beachtet wird: 
 

• An der Einmündung der geplanten Erschließungsstraße in die L 46 sowie an 
der vorhandenen westlichen Einmündung Wirtschaftsweg sind die Sichtdrei-
ecke der Anfahrsicht gemäß RAL 2012 von Sichthindernissen ≥ 80 cm freizu-
halten (siehe Anlage „gelb“ markiert) 

 
Sichtdreieck Erschließungsstraße: Abstand = 3 m vom Fahrbahnrand, 

Schenkellänge nach Westen = 110 m 
(100 km/h), Schenkellänge nach Os-
ten = 70 m (50 km/h) 

 
Sichtdreieck Wirtschaftsweg:  Abstand = 3 m vom Fahrbahnrand, 

Schenkellänge nach Osten = 110 m 
(100 km/h) 

 
Die Sichtdreiecke sind im Bebauungsplan darzustellen. 

 
• Frühzeitig vor Baubeginn ist der hiesigen Niederlassung eine Ausführungspla-

nung über die Anbindung der Erschließungsstraße, zwecks Vergabe des 
Sichtvermerkes, vorzulegen. Hierin ist die Ergänzung der Nebenanlagen 
(Gehweg) im Einmündungsbereich zu berücksichtigen. 
 

• Frühzeitig vor Baubeginn ist der Niederlassung eine Ausführungsplanung über 
die Anlage des Lärmschutzwalles, zwecks Vergabe des Sichtvermerkes, vor-
zulegen. Die Ausführungsplanung sollte einen Lageplan sowie Querschnitte 
unter Einbeziehung der Fahrbahn der L 46 beinhalten. Ferner sollte zwischen 
Fahrbahn L 46 und Böschungsfuß Lärmschutzwall ein ca. 6 m breiter Streifen 
für einen zukünftigen Radweg freigehalten werden (1,75 m Trennstreifen, 2,50 
m Radweg, 0,50 m Bankett, 1,00 m Entwässerungsmulden). 

 
• Kostenträger für die Straßenanbindung und die erforderlich werdenden Lärm-

schutzmaßnahmen, die durch Emissionen der Landesstraße verursacht sind, 
ist die Stadt Erkelenz 
 

• Die Ortseingangstafel ist westlich der neuen Einmündung neu aufzustellen. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Hinweise des Landesbetrieb Straßen NRW werden zur Kenntnis genommen. 
Die erforderlichen Sichtdreiecke an der Einmündung der geplanten Erschließungs-
straße in die L46 sowie an dem vorhandenen Wirtschafsweg werden in die Planur-
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kunde übernommen. Zwischen dem Straßenbaulastträger der L46 und der für die 
verkehrsrechtliche Anordnung  zuständigen Ordnungsbehörde wurde zwischenzeit-
lich die Aufstellung der Ortseingangstafel im Bereich des westlichen Wirtschaftswe-
ges abgestimmt. Für den Abschnitt des Plangebietes beträgt die zulässige Höchst-
geschwindigkeit hiernach 50km/h. Der Niederlassung des Landesbetrieb Straßenbau 
NRW wird eine Ausführungsplanung über die Anbindung der Erschließungsstraße 
sowie über die Anlage des Lärmschutzwalles, frühzeitig vor Baubeginn, vorgelegt.  
Eine mögliche  Radverkehrsverbindung zwischen den Ortslagen Gerderath und Ger-
derhahn besteht derzeit über ausgebaute Wirtschaftswege die im Abstand parallel 
der L46 bestehen, der südliche führt in die Ortsmitte Gerderhahn. Die L46 Abschnitt 
zwischen Gerderath-Gerderhahn verfügt über keine separate Radverkehrsführung., 
In der freien Strecke befinden sich keine Nebenanlagen.  In der Stellungnahme des 
Landesbetrieb Straßen werden keine Angaben zu Planung und Zeitpunkt eines zu-
künftigen Radwegeausbau an der L46 vorgelegt. Aufgrund der geplanten Aufstellung 
der Ortseingangstafel Gerderhahn mit zulässiger Höchstgeschwindigkeit 50km/h im 
Bereich des westlichen Wirtschaftsweges ist das Erfordernis einer separaten Rad-
wegeführung L46 im Abschnitt des Plangebietes nicht ersichtlich. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Den Anregungen des Landesbetrieb Straßen zur Freihaltung der erforderlichen 
Sichtdreiecke an Einmündungen in der L46 und der Vorlegung der Ausführungspla-
nungen zwecks Vergabe eines Sichtvermerkes wird gefolgt. Der Anregung zur Frei-
haltung eines 6m breiten Streifens zwischen Fahrbahn L46 und Böschungsfuss 
Lärmschutzwall für einen zukünftigen Radweges wird nicht gefolgt. 
 
 
 
 
Lfd. Nr.: 6 
Träger: Bezirksregierung Arnsberg, Postfach, 44025 Dortmund 
Schreiben vom: 22.07.2014 
 
 
 
Inhalt: 
 
Zu den bergbaulichen Verhältnissen erhalten Sie folgende Hinweise: 
 
Das o.a. Plangebiet befindet sich über dem auf Steinkohle verliehenen Bergwerks-
feld „Sophia-Jacoba A“ im Eigentum der Vivawest GmbH, Nordsternplatz 1 in 45899 
Gelsenkirchen und über dem auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld „Gerderath 
3“, im Eigentum der RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH, hier vertre-
ten durch die RWE Power AG, Liegenschaften und Umsiedlung in 50416 Köln. 
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Ferner liegt das Plangebiet über den Feldern der Erlaubnis zu gewerblichen Zwe-
cken „Balthazar“ und „Saxon 2“. Inhaberin der Erlaubnis „Balthazar“ ist die Vivawest 
GmbH in Gelsenkirchen. Inhaberin der Erlaubnis „Saxon 2“ ist die Dart Energy (Eu-
rope) Limited, in Großbritannien. 
 
Die Erlaubnis „Balthazar“ gewährt das befristete Recht zur Aufsuchung des Bo-
denschatzes „Erdwärme“ innerhalb der festgelegten Feldesgrenzen. 
 
Die Erlaubnis „Saxon2“ gewährt das befristete Recht zur Aufsuchung des Bo-
denschatzes „Kohlenwasserstoffe“ innerhalb der festgelegten Feldesgrenzen. 
 
Unter dem „Aufsuchen“ versteht man Tätigkeiten zur Feststellung (Untersuchung) 
des Vorhandenseins und der Ausdehnung eines Bodenschatzes. Eine Erlaubnis zu 
gewerblichen Zwecken dient lediglich dem Konkurrenzschutz und klärt in Form einer 
Lizenz nur grundsätzlich, welcher Unternehmer in diesem Gebiet Anträge auf Durch-
führung konkreter Aufsuchungsmaßnahmen stellen darf. 
 
Eine erteilte Erlaubnis gestattet noch keinerlei konkrete Maßnahmen, wie z.B. Unter-
suchungsbohrungen, sodass Umweltauswirkungen in diesem Stadium allein auf-
grund einer Erlaubnis nicht hervorgerufen werden können. Konkrete Aufsuchungs-
maßnahmen wären erst nach weiteren Genehmigungsverfahren, den Betriebsplan-
zulassungsverfahren, erlaubt, die ganz konkret das „Ob“ und „Wie“ regeln. 
 
Von einer Genehmigungsentscheidung erfolgt gemäß den gesetzlichen Vorschriften 
eine Beteiligung von ggf. betroffenen Privaten, Kommunen und Behörden. Des Wei-
teren werden ausführlich und gründlich alle öffentlichen Belange – insbesondere 
auch die des Gewässerschutzes – geprüft, gegebenenfalls in einem separaten was-
serrechtlichen Erlaubnisverfahren. 
 
Der Planbereich befindet sich in einem früheren Einwirkungsbereich des Steinkoh-
lenbergbaus, in dem nach derzeitigem Kenntnisstand durch einen Anstieg des Gru-
benwassers Hebungen an der Tagesoberfläche zu erwarten sind. Diese Bodenbe-
wegungen können, insbesondere bei bestimmten geologischen Situationen wie Un-
stetigkeiten, zu Schäden an der Tagesoberfläche führen. Dies sollte bei Planungen 
und Vorhaben berücksichtigt werden. inwieweit der vorliegende Planbereich hiervon 
betroffen ist, kann von hier aus nicht beurteilt werden. Ich empfehle Ihnen, hierzu 
eine entsprechende Auskunft bei der EBV GmbH, Myhler Str. 83 in 41836 Hückel-
hoven einzuholen. 
 
Der Bereich des Planungsgebietes ist außerdem nach den hier vorliegenden Unter-
lagen (Grundwasserdifferenzenpläne mit Stand: Oktober 2012 aus dem Revierbe-
richt, Bericht 1, Auswirkungen der Grundwasserabsenkung, des Sammelbescheides 
– 61.42.63 – 2000 -1 -) von durch Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlenbergbaus 
bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen. 
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Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreitenden Betrieb 
der Braunkohlentagebaue, noch über einen längeren Zeitraum wirksam bleiben. Eine 
Zunahme der Beeinflussung der Grundwasserstände im Planungsgebiet in den 
nächsten Jahren ist nach heutigem Kenntnisstand nicht auszuschließen. Ferner ist 
nach Beendigung der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen ein Grundwasserwie-
deranstieg zu erwarten. 
 
Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den Braunkohletagebau als auch 
bei einem späteren Grundwasserwiederanstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewe-
gungen möglich. Diese können bei bestimmten geologischen Situationen zu Schä-
den an der Tagesoberfläche führen. Die Änderungen der Grundwasserflurabstände 
sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen sollten bei Planungen und Vorhaben 
Berücksichtigung finden. 
 
Aus Sicht der Bezirksregierung Arnsberg sollte hier die bergbautreibende REWE 
Power AG und für konkrete Grundwasserdaten der Erftverband sowie zu bergbauli-
chen Planungen die Vivawest GmbH zusätzlich um Stellungnahme gebeten werden. 
 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Informationen bezüglich der Bergwerksfelder für Stein- und Braunkohle sowie 
der Erlaubnisfelder zu gewerblichen Zwecken „Balthazar“ und  „Saxon 2 werden zur 
Kenntnis genommen und, soweit noch nicht geschehen, in die Begründung aufge-
nommen. 
Im Bauleitplanverfahren zum Bebauungsplan Nr. 0310.2 "Unterhahn", Erkelenz-
Gerderhahn wurden die EBV, die RWE Power AG und der Erftverband um Stellung-
nahme gebeten. Weder die EBV noch die RWE Power AG  brachten abwägungsre-
levante Stellungnahmen vor.  
Die Stellungnahme des Erftverbandes wird unter der Lfd.Nr.2 der Abwägung behan-
delt. Nach telefonischer Rücksprache ist die Empfehlung zur Beteiligung der Viva-
west GMbH nachrichtlich zu verstehen und braucht keine weitere Berücksichtigung 
zu finden. 
Die Hinweise zu den nicht auszuschließenden Auswirkungen von Sümpfungsmaß-
nahmen des Braunkohletagebaus und Bodenbewegungen durch den Grubenwas-
seranstieg, verursacht durch den ehemaligen Steinkohlenbergbau, werden in die Be-
gründung des Bebauungsplanes und die textlichen Festsetzungen des Bebauungs-
planes aufgenommen. In den Bebauungsplan wird ein Hinweis aufgenommen, dass 
das Plangebiet im Bereich der durch den Braunkohlentagebau bedingten Grundwas-
serbeeinflussung liegt. Ein Hinweis, dass Bodenbewegungen durch den Grubenwas-
seranstieg, verursacht durch den ehemaligen Steinkohlenbergbau, nicht auszu-
schließen sind, wird  in den Bebauungsplan aufgenommen. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Die Informationen bezüglich der Bergwerksfelder für Stein- und Braunkohle sowie 
der Erlaubnisfelder zu gewerblichen Zwecken „Balthazar“ und  „Saxon 2 werden zur 
Kenntnis genommen und, soweit noch nicht geschehen, in die Begründung aufge-
nommen. 
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Federführend:
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Vorlage-Nr:
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AZ:
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Verfasser:

A 61/292/2014
öffentlich

21.08.2014
Amt 61 Paul-Hugo Blaesen

Bebauungsplan Nr. 0310.2 "Unterhahn", Erkelenz-Gerderhahn
hier: Beschluss über die vorgetragenen Stellungnahmen während der 
frühzeitigen Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB 
sowie Beschluss zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB
Beratungsfolge:
Datum Gremium

16.09.2014 Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaftsförderung und 
Betriebe
18.09.2014 Hauptausschuss
24.09.2014 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
In seiner Sitzung am 18.12.2013 hat der Rat der Stadt Erkelenz die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 0310.2 „Unterhahn“, Erkelenz-Gerderhahn, beschlossen und 
beschlossen, die Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB und die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB  sowie den 
Bezirksausschuss Erkelenz-Gerderath zu beteiligen.

1. Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
Die öffentliche Bekanntmachung des Termins der frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde mit Amtsblatt Nr. 13 vom 13.06.2014 
bekannt gemacht.
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde am 24.06.2014 im Rathaus der 
Stadt Erkelenz durchgeführt. Seitens der Öffentlichkeit wurden  während des  
Beteiligungsverfahrens  keine abwägungsrelevanten Stellungnahmen vorgetragen.

2. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 
4 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 BauGB

Das Beteiligungsverfahren gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde mit Schreiben vom 
18.06.2014 an die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren 
Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, eingeleitet.
Seitens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden während 
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des Beteiligungsverfahrens abwägungsrelevante Stellungnahmen vorgetragen, die in 
der Anlage – Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange – zur Abwägung und Beschlussfassung aufgelistet sind.

3. Beteiligung des Bezirksausschusses
Der Bezirksausschuss Erkelenz-Gerderath wurde bisher nicht beteiligt, da er sich 
nach der Kommunalwahl im Jahr 2014 noch nicht konstituiert hat.
Seitens des Bezirksausschusses wurden daher keine Stellungnahmen eingereicht.

Über das Ergebnis der Abwägung und die Weiterführung des Verfahrens gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB soll in dieser Sitzung entschieden werden.
In dieser Sitzung soll über die während der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 
1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB gemäß § 1 Abs. 7 BauGB eingereichten 
abwägungsrelevanten Stellungnahmen entschieden und der Beschluss zur 
öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB gefasst werden.

Aspekte Stadtmarketing/Lokale Agenda 21
Aspekte des Stadtmarketings sind durch die vorliegende Planung nicht betroffen. 
Durch den Bebauungsplan werden agendarelevante Aspekte berücksichtigt. 
Aufgrund der Gesetze, die in der Bauleitplanung zu beachten sind, ist eine 
nachhaltige ökologische, ökonomische und sozialverträgliche Ausführung von 
Planungen gewährleistet. 

Die Bauleitpläne sollen gemäß § 1 Abs. 5 BauGB eine nachhaltige städtebauliche 
Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden 
Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen 
miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende 
sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine 
menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen und zu entwickeln, sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, 
insbesondere  auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche 
Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu 
entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen 
der Innenentwicklung erfolgen.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an den Hauptausschuss und den Rat):
„1. Über die während der frühzeitigen Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 

Abs. 1 BauGB von den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
vorgetragenen Stellungnahmen zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 
0310.2 „Unterhahn“, Erkelenz-Gerderhahn, wird nach Abwägung aller 
erkennbaren öffentlichen und privaten Belangen, wie in den als Anlage - 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - 
beigefügten Abwägungstabellen vorgeschlagen, entschieden. Die Anlage - 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange -  ist 
Bestandteil dieses Beschlusses.

 2. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 0310.2 „Unterhahn“, Erkelenz-
Gerderhahn, ist unter Berücksichtigung dieser Beschlüsse auf die Dauer eines 
Monats gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen.“
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Finanzielle Auswirkungen:
Die Realisierung des Bebauungsplanes hinsichtlich der Erschließung wird durch 
einen städtebaulichen Vertrag zwischen der Stadt Erkelenz und der Grundstücks- 
und Entwicklungsgesellschaft der Stadt Erkelenz GmbH & Co.KG (GEE) 
sichergestellt.

Anlagen:
Anlage - Stellungnahme der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange –
des Bebauungsplanes Nr. 0310.2 „Unterhahn“, Erkelenz-Gerderhahn

Übersicht über den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 0310.2 „Unterhahn“, 
Erkelenz-Gerderhahn
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Lfd. Nr.: 1 
Träger: Kreiswasserwerk Heinsberg GmbH, Am Wasserwerk 5, 41844 Wegberg 
Schreiben vom: 27.06.2014 
 
 
Inhalt: 
 
Gegen die Änderung des Flächennutzungsplanes und die Aufstellung des o.g. Be-
bauungsplanes bestehen keine grundsätzlichen Bedenken seitens des Kreiswasser-
werk Heinsberg GmbH. 
 
Für Ihre weitere Planung bitten wir jedoch zu berücksichtigen, dass zurzeit noch eine 
Versorgungsleitung den westlichen Teil des Plangebietes diagonal durchquert. Für 
unsere Planung wäre es wichtig, dass der Durchgang zum Wirtschaftsweg am west-
lichen Rand so breit ist, dass die Verlegung einer Wasserleitung möglich ist. 
 
Wir sind gerne bereit evtl. noch bestehende Fragen zu beantworten. 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Nach Rücksprache mit dem Kreiswasserwerk am 05.08.2014 ist der Fußweg zum 
Wirtschaftsweg am westlichen Rand des Plangebietes, mit einer Breite von 2m für 
die Verlegung einer Wasserleitung ausreichend dimensioniert.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Hinweis des Kreiswasserwerk Heinsberg GmbH zur Verlegung der Wasserlei-
tung ist hinreichend berücksichtigt. 
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Lfd. Nr.: 2 
Träger: Erftverband, Postfach 13 20, 50103 Bergheim 
Schreiben vom: 02.07.2014 
 
Inhalt: 
 
Gegen die o.g. Maßnahmen bestehen aus wasserwirtschaftlicher Sicht seitens des 
Erftverbandes derzeit keine Bedenken, wenn folgende Hinweise bei der Detailpla-
nung berücksichtigt werden: 
 
Die Grundwasseroberfläche ist im Bereich des Bebauungsplanes durch den Braun-
kohlentagebau abgesenkt. Vor Beginn der Sümpfungsmaßnahmen wurden zeitweise 
flurnahe Grundwasserstände gemessen. 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme des Erftverbandes wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis, 
dass die Grundwasseroberfläche im Bereich des Bebauungsplangeltungsbereiches  
durch den Braunkohletagebau abgesenkt ist, wird in die Begründung und den Be-
bauungsplan aufgenommen. Ebenso wird aus dem Grundwassergleichenplan des 
Erftverbandes, Stand Oktober 2007, die Angabe des 1. Grundwasserstocks mit 81m 
NHN, in die Begründung aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stellungnahme des Erftverbandes wird zur Kenntnis genommen, die Hinweise 
werden in den Bebauungsplan und die Begründung aufgenommen.  
 
 
 
Lfd. Nr. 3:  
Träger: LVR – Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Endenicher Str. 133, 
53115 Bonn 
Schreiben vom: 02.07.2014 
 
Inhalt: 
 
Vielen Dank für die Übersendung der o.a. Planungsunterlagen im Rahmen des § 4 
Abs. 1 BauGB. 
 
Diese Planung war im Vorfeld der Beteiligung als Träger öffentlicher Belange wie-
derholt Gegenstand der Abstimmung mit dem LVR – Amt für Bodendenkmalpflege. 
In diesem Zusammenhang wurde zunächst auf ein durch Zufallsfundmeldungen be-
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gründeter Anfangsverdacht zur Betroffenheit der Kulturgüter durch Sachverhaltser-
mittlung verifiziert. 
Wie ich den Planungsunterlagen entnehme, beziehen sich die den  Bodendenkmal-
schutz betreffenden Ausführungen in der Begründung des Bebauungsplanes auf das 
Ergebnis dieser Voruntersuchung. 
Diesbezüglich sind aber Ergänzungen bzw. Korrekturen erforderlich. 
Unter Punkt 8 Denkmalschutz und Denkmalpflege heißt es: 
„Umfang und Ausmaß der archäologischen Untersuchungen regelt die Erlaubnis des 
§ 9 DSchG NW.“ 
 
Da die  Fläche aber noch nicht als Bodendenkmal in die Denkmalliste eingetragen 
ist, empfiehlt es sich, in diesem Fall nicht auf § 9 DSchG NW, sondern auf § 29 
DSchG NW hinzuweisen. 
 
Auch im Umweltbericht halte ich einige Korrekturen für angebracht. 
Zunächst ist es erforderlich, das Ergebnis der Sachverhaltsermittlung kurz im Um-
weltbericht darzustellen. Danach wurde der Nachweis erbracht, dass in der Fläche 
Siedlungsaktivitäten von der Vorgeschichte bis in das Mittelalter stattgefunden ha-
ben, die ein im Boden erhaltenes umfangreiches Bodenarchiv zur Geschichte der 
Menschen erwarten lassen. 
Das Denkmalschutzgesetz NRW verfolgt grundsätzlich das Ziel, Bodendenkmäler als 
Bodenarchiv für kommende Generationen zu erhalten und zu sichern (§§ 3,7,8,9,11 
DSchG NW). Unter diesem Aspekt ist die Planung grundsätzlich nicht denkmalver-
träglich, da diese unweigerlich eine Zerstörung von Teilen der Sache Bodendenkmal 
präjudiziert. Die Beibehaltung der derzeitigen landwirtschaftlichen Nutzung kommt 
hingegen den Zielen des Denkmalschutzgesetzes weitgehend entgegen. Hinzu 
kommt, dass keinesfalls die im Vorlauf der Planung durchgeführte Sachverhaltser-
mittlung die vorhandenen Bodendenkmäler sichert (Punkt 2.4.4 Satz 1). Diese Sach-
verhaltsermittlung ist Teil der in der Planung angegliederten Umweltprüfung und 
dient der Zusammenstellung des Abwägungsmaterials, mit dem Ergebnis, dass Be-
lange des Bodendenkmalschutzes grundsätzlich gegen die Planung sprechen. Un-
abhängig hiervon hat das LVR-Amt für Bodendenkmalpflege einen Kompromiss vor-
geschlagen. 
 
Die Weiterverfolgung der Planung spricht den Belangen des Bodendenkmalschutzes 
danach dann nicht entgegen, wenn bei der Planumsetzung Belange des Boden-
denkmalschutzes angemessen berücksichtigt werden. Dies kann im vorliegenden 
Fall durch Ausgrabung und Dokumentation nach den Vorgaben der §§ 13, 29 DSchG 
NW durch eine archäologische Fachfirma erfolgen. 
 
Für Flächen, die nach § 9 Abs. 1 BauGB einer baulichen Nutzung bzw. einer Er-
schließung zugeführt werden, muss daher offensichtlich werden, dass diese bauliche 
Nutzung nur unter der (aufschiebenden) Bedingung einer archäologischen Untersu-
chung/Bewertung durchführbar wird. 
 
Diesbezüglich könnte man meines Erachtens auf § 9 Abs. 2 BauGB zurückgreifen. 



Seite 4 
 
Anlage - Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange -  zur Beschlussvorlage der 17. 
Änderung des Flächennutzungsplanes (Wohnbauflächen in Gerderhahn), Erkelenz-Gerderhahn und des Bebauungs-
planes Nr. 0310.2 „Unterhahn“, Erkelenz-Gerderhahn im  Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaftsförde-
rung und Betriebe am 16.09.2014, Hauptausschuss am 18.09.2014 und Rat am 24.09.2014       
 

 
§ 9 Abs. 2 BauGB eröffnet zwar keine selbständige Festsetzungsmöglichkeit, die 
Vorschrift ergänzt aber die Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB, auf die sich § 9 
Abs. 2 BauGB als Folgeregelung bezieht. § 9 Abs. 2 BauGB eröffnet damit die Mög-
lichkeit, Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB an eine Bedingung zu knüpfen. 
 
Als Regelungsmöglichkeit könnte Folgendes in Betracht kommen: 
 

Die Anlage der Erschließung und die bauliche Nutzungen im Plangebiet ist 
gemäß § 9 Abs. 2 BauGB nur unter der aufschiebenden Bedingung zulässig, 
dass die vorherige wissenschaftliche Untersuchung archäologischer Boden-
denkmäler, die Bergung von Funden und die Dokumentation der Befunde si-
chergestellt ist. 
 
Die dafür anfallenden Kosten sind im Rahmen des Zumutbaren vom Bauträger 
zu übernehmen (§ 29 DSchG NW). 
 
Einzelheiten hierzu sind mit der Unteren Denkmalbehörde der Stadt Erkelenz 
und dem LVR – Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland in Bonn, Ende-
nicher Str. 133 abzustimmen. 

 
Diese Maßnahme ist aus rechtlichen Gründen erforderlich, um die Planung umsetzen 
zu können. Die Regelung steht aber der Planung als solcher nicht grundsätzlich ent-
gegen. § 9 Abs. 2 Satz 2 BauGB geht somit – wie vorgesehen – von einer festzuset-
zender „Folge“-Nutzung aus. 
 
 

 
 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Auf die Empfehlung, sich in der Begründung unter Punkt 8 zunächst auf den § 29 
DSchG NW  zu beziehen, wird Folge geleistet. Ebenso werden die vorgeschlagenen 
Korrekturen in dem Umweltbericht angenommen. In der Abwägung n. § 1Abs, 7 
BauGB sind die Belange des Bodendenkmalschutzes gemäß § 1 Abs. 6 BauGB zu 
berücksichtigen. An der Erhaltung und Sicherung sowie sinnvollen Nutzung der Bo-
dendenkmäler besteht ein öffentliches Interesse (§§ 7,8 11 DschG NW). Die Aufstel-
lung des Bebauungsplanes und Entwicklung des hiermit geplanten Wohngebietes ist 
zur Wohnraumversorgung in der Ortslage Gerderhahn erforderlich. Die Flächenaus-
dehnung vermuteter  Bodendenkmäler und Fundplätze umfasst einen erheblichen 
Anteil der geplanten Wohngebietsfläche, so dass eine sinnvolle Entwicklung und 
Nutzung bei Erhalt und Sicherung von Bodendenkmälern nicht möglich ist. Im Be-
reich festgesetzter Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft sowie Flächen mit Vorkehrungen zum Schutz 
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vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Lärmschutzwall) kann dem Belang des Bo-
dendenkmalschutzes, Erhalt und Sicherung der Bodendenkmäler, Vorrang einge-
räumt werden. Alternative Wohngebietsstandorte stehen für die Ortslage Gerderhahn 
für eine aktuelle und mittelfristige Wohnraumversorgung nicht zur Verfügung. Dem 
Belang der Wohngebietsentwicklung- und Versorgung wird daher im Bereich der 
überbaubaren Grundstücksflächen und Verkehrsflächen ein Vorrang vor Erhalt und 
Sicherung der Bodendenkmäler eingeräumt. Eine wissenschaftliche Untersuchung, 
Ausgrabung und Dokumentation  der Bodendenkmäler als Sekundärquelle ist nach 
Maßgabe einer Erlaubnis n. §§13,29 DSchG NW, vor Beginn der Bauarbeiten durch-
zuführen.  
Die archäologischen Maßnahmen und  weitere notwendige Untersuchungen der Flä-
chen für bauliche und verkehrliche Nutzungen werden in Absprache mit den Denk-
malbehörden und dem LVR- Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland  vorgenom-
men. Der Hinweis im Bebauungsplan  zur Sicherstellung der wissenschaftlichen Un-
tersuchung, Bergung von Funden und Dokumentation der Befunde wird hinsichtlich § 
29 DSchG NW ergänzt. Ein Hinweis über die Meldepflicht und das Veränderungs-
verbot bei der Entdeckung von Bodendenkmälern gem. §§15,16 DschG NW ist be-
reits auf der Planurkunde und in der Begründung vermerkt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Den Anregungen des LVR – Amt für Bodendenkmalpflege zur Ergänzung der Be-
gründung des Bebauungsplanes wird gefolgt. Dem Belang der Wohngebietsentwick-
lung- und Versorgung wird ein Vorrang vor Erhalt und Sicherung der Bodendenkmä-
ler eingeräumt. Die Sicherstellung der wissenschaftlichen Untersuchung, Bergung 
von archäologischen Funden und Dokumentation der Befunde erfolgt nach §§ 13, 29 
DSchG NW. 
 
 
 
Lfd. Nr.: 4 
Träger: Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Kreisstelle Heinsberg, 
Gereonstr. 80, 41747 Viersen 
Schreiben vom: 30.06.2014 
 
Inhalt: 
 
Zu den von Ihnen übersandten Unterlegen nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Umweltprüfung 
 
Zu dem Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung sind aus Sicht der Land-
wirtschaftskammer NRW keine weiteren Anforderungen zu stellen. 
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Die Aufstellung des Bebauungsplanes wurde darüber hinaus insbesondere bezüglich 
der Auswirkungen auf folgende agrarstrukturelle Gesichtspunkte geprüft: 
 

- Schutz der Ressource landwirtschaftliche Nutzfläche, 
- Ausnutzung aller vorhandenen Wohngebietsressourcen, 
- Umsetzung des externen Kompensationsbedarfs, 
- Wirtschaftskraft landwirtschaftlicher Betriebe, 
- wirtschaftliche Landbewirtschaftung. 

 
Zunächst wird festgehalten, dass durch den Flächentausch (Teil A von „Flächen für 
die Landwirtschaft“ zu „Wohnbauflächen“ und Teil B von „Wohnbauflächen“ zu „Flä-
chen für die Landwirtschaft“) die Bilanz für die planerische Inanspruchnahme land-
wirtschaftlicher Nutzfläche zwar nicht ausgeglichen, jedoch bei einem Defizit von 0,5 
ha für die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen durchaus nachvollzieh-
bar und zu akzeptieren ist. 
 
Bezüglich der Schutzgüter Natur und Umwelt entstünde gem. der vorliegenden Bi-
lanzierung im Plangebiet ein Kompensationsüberschuss in Höhe von 443 Punkten. 
Die Vermeidung von externem Kompensationsbedarf wird ausdrücklich begrüßt.  
 
Es wird davon ausgegangen, dass die geplanten Bepflanzungen innerhalb der „Um-
grenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft“ („weiträumig wirksame Eingrünung des Plange-
bietes“) an der westlichen und nördlichen Grenze die Nutzungsrecht der umliegen-
den Grundstückseigentümer, insbesondere der angrenzenden landwirtschaftlichen 
Nutzflächen nicht einschränkt. 
 
Hinsichtlich des westlichen Feldweges bitten wir zu berücksichtigen, dass die zukünf-
tige Durchgängigkeit dieses Weges für landwirtschaftlichen Verkehr mindestens 
so wie bisher zu gewährleisten ist. Daher begrüßen wir grundsätzlich, dass nicht die 
Einzelgrundstücke direkt an den Weg herangrenzen und möglicherweise Einfriedun-
gen direkt am Weg zu befürchten sind, sondern zunächst in (städtischer) Begrü-
nungsstreifen vorgesehen werden soll. Zur Information soll die folgende Abbildung 
die statischen Dimensionen landwirtschaftlicher Fahrzeuge veranschaulichen. Zu-
sätzlich sind die Platzbedarfe längerer Fahrzeuggespanne und insbesondere aus-
schwenkender Anbaugeräte einzuplanen. 
 
Zudem sind landwirtschaftliche Belange in Bezug auf die umliegenden landwirt-
schaftlichen Betriebsstätten berührt. Hierauf wurde seitens des Planungsträgers 
innerhalb der Planung bereits eingegangen. Hinsichtlich der Entfernung ist insbeson-
dere auf den Betrieb Nr. 3 hinzuweisen. So dürfen nach hiesiger Auffassung die 
Entwicklungsmöglichkeiten dieses Haupterwerbsbetriebes durch die vorgese-
hene Planung nicht beeinträchtigt werden. Da sich die zukünftige Weiterentwicklung 
dieses Betriebes aufgrund der Lage ausschließlich in östlicher Ausrichtung vollziehen 
kann, gehen wir derzeit davon aus, dass die Entwicklung des Betriebes durch die 
beabsichtigte Planung nicht beeinträchtigt wird. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme der Landwirtschaftskammer wird zur Kenntnis genommen. Der 
westlich des Plangebietes gelegene Wirtschaftsweg befindet sich außerhalb des Gel-
tungsbereiches. Die Durchgängigkeit des Weges für den landwirtschaftlichen Ver-
kehr bleibt daher unverändert. 
 
Beschlussvorschlag 
 
Die Stellungnahme der Landwirtschaftskammer NW, Kreisstelle Heinsberg, wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
Lfd. Nr.: 5 
Träger: Landesbetrieb Straßen NRW, Regionalniederlassung Niederrhein, Post-
fach 10 10 27, 41010 Mönchengladbach 
Schreiben vom: 15.07.2014 
 
 
 
Inhalt: 
 
Zu den o.a. Bauleitplänen werden seitens der hiesigen Niederlassung folgende Stel-
lungnahmen abgegeben: 
 
17. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
Das Änderungsgebiet wird im Süden von einem Abschnitt (Nr. 4) der freien Strecke 
der Landesstraße 46 (In Gerderhahn) in Erkelenz Gerderhahn begrenzt. Baulastträ-
ger der Landesstraße ist das Land Nordrhein-Westfalen. 
 
Gegen die 17. Änderung des Flächennutzungsplanes werden keine Bedenken erho-
ben 
 
Bebauungsplan Nr. 0310.2 
 
Das Plangebiet wird im Süden von einem Abschnitt (Nr.4) der freien Strecke der 
Landesstraße 46 (In Gerderhahn) in Erkelenz Gerderhahn begrenzt: Station 1,300 
bis Station 1.490. 
 
Baulastträger der Landesstraße ist das Land Nordrhein-Westfalen. 
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Gegen den Bebauungsplan Nr. 0310.2 werden keine Bedenken erhoben, wenn fol-
gendes beachtet wird: 
 

• An der Einmündung der geplanten Erschließungsstraße in die L 46 sowie an 
der vorhandenen westlichen Einmündung Wirtschaftsweg sind die Sichtdrei-
ecke der Anfahrsicht gemäß RAL 2012 von Sichthindernissen ≥ 80 cm freizu-
halten (siehe Anlage „gelb“ markiert) 

 
Sichtdreieck Erschließungsstraße: Abstand = 3 m vom Fahrbahnrand, 

Schenkellänge nach Westen = 110 m 
(100 km/h), Schenkellänge nach Os-
ten = 70 m (50 km/h) 

 
Sichtdreieck Wirtschaftsweg:  Abstand = 3 m vom Fahrbahnrand, 

Schenkellänge nach Osten = 110 m 
(100 km/h) 

 
Die Sichtdreiecke sind im Bebauungsplan darzustellen. 

 
• Frühzeitig vor Baubeginn ist der hiesigen Niederlassung eine Ausführungspla-

nung über die Anbindung der Erschließungsstraße, zwecks Vergabe des 
Sichtvermerkes, vorzulegen. Hierin ist die Ergänzung der Nebenanlagen 
(Gehweg) im Einmündungsbereich zu berücksichtigen. 
 

• Frühzeitig vor Baubeginn ist der Niederlassung eine Ausführungsplanung über 
die Anlage des Lärmschutzwalles, zwecks Vergabe des Sichtvermerkes, vor-
zulegen. Die Ausführungsplanung sollte einen Lageplan sowie Querschnitte 
unter Einbeziehung der Fahrbahn der L 46 beinhalten. Ferner sollte zwischen 
Fahrbahn L 46 und Böschungsfuß Lärmschutzwall ein ca. 6 m breiter Streifen 
für einen zukünftigen Radweg freigehalten werden (1,75 m Trennstreifen, 2,50 
m Radweg, 0,50 m Bankett, 1,00 m Entwässerungsmulden). 

 
• Kostenträger für die Straßenanbindung und die erforderlich werdenden Lärm-

schutzmaßnahmen, die durch Emissionen der Landesstraße verursacht sind, 
ist die Stadt Erkelenz 
 

• Die Ortseingangstafel ist westlich der neuen Einmündung neu aufzustellen. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Hinweise des Landesbetrieb Straßen NRW werden zur Kenntnis genommen. 
Die erforderlichen Sichtdreiecke an der Einmündung der geplanten Erschließungs-
straße in die L46 sowie an dem vorhandenen Wirtschafsweg werden in die Planur-
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kunde übernommen. Zwischen dem Straßenbaulastträger der L46 und der für die 
verkehrsrechtliche Anordnung  zuständigen Ordnungsbehörde wurde zwischenzeit-
lich die Aufstellung der Ortseingangstafel im Bereich des westlichen Wirtschaftswe-
ges abgestimmt. Für den Abschnitt des Plangebietes beträgt die zulässige Höchst-
geschwindigkeit hiernach 50km/h. Der Niederlassung des Landesbetrieb Straßenbau 
NRW wird eine Ausführungsplanung über die Anbindung der Erschließungsstraße 
sowie über die Anlage des Lärmschutzwalles, frühzeitig vor Baubeginn, vorgelegt.  
Eine mögliche  Radverkehrsverbindung zwischen den Ortslagen Gerderath und Ger-
derhahn besteht derzeit über ausgebaute Wirtschaftswege die im Abstand parallel 
der L46 bestehen, der südliche führt in die Ortsmitte Gerderhahn. Die L46 Abschnitt 
zwischen Gerderath-Gerderhahn verfügt über keine separate Radverkehrsführung., 
In der freien Strecke befinden sich keine Nebenanlagen.  In der Stellungnahme des 
Landesbetrieb Straßen werden keine Angaben zu Planung und Zeitpunkt eines zu-
künftigen Radwegeausbau an der L46 vorgelegt. Aufgrund der geplanten Aufstellung 
der Ortseingangstafel Gerderhahn mit zulässiger Höchstgeschwindigkeit 50km/h im 
Bereich des westlichen Wirtschaftsweges ist das Erfordernis einer separaten Rad-
wegeführung L46 im Abschnitt des Plangebietes nicht ersichtlich. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Den Anregungen des Landesbetrieb Straßen zur Freihaltung der erforderlichen 
Sichtdreiecke an Einmündungen in der L46 und der Vorlegung der Ausführungspla-
nungen zwecks Vergabe eines Sichtvermerkes wird gefolgt. Der Anregung zur Frei-
haltung eines 6m breiten Streifens zwischen Fahrbahn L46 und Böschungsfuss 
Lärmschutzwall für einen zukünftigen Radweges wird nicht gefolgt. 
 
 
 
 
Lfd. Nr.: 6 
Träger: Bezirksregierung Arnsberg, Postfach, 44025 Dortmund 
Schreiben vom: 22.07.2014 
 
 
 
Inhalt: 
 
Zu den bergbaulichen Verhältnissen erhalten Sie folgende Hinweise: 
 
Das o.a. Plangebiet befindet sich über dem auf Steinkohle verliehenen Bergwerks-
feld „Sophia-Jacoba A“ im Eigentum der Vivawest GmbH, Nordsternplatz 1 in 45899 
Gelsenkirchen und über dem auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld „Gerderath 
3“, im Eigentum der RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH, hier vertre-
ten durch die RWE Power AG, Liegenschaften und Umsiedlung in 50416 Köln. 
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Ferner liegt das Plangebiet über den Feldern der Erlaubnis zu gewerblichen Zwe-
cken „Balthazar“ und „Saxon 2“. Inhaberin der Erlaubnis „Balthazar“ ist die Vivawest 
GmbH in Gelsenkirchen. Inhaberin der Erlaubnis „Saxon 2“ ist die Dart Energy (Eu-
rope) Limited, in Großbritannien. 
 
Die Erlaubnis „Balthazar“ gewährt das befristete Recht zur Aufsuchung des Bo-
denschatzes „Erdwärme“ innerhalb der festgelegten Feldesgrenzen. 
 
Die Erlaubnis „Saxon2“ gewährt das befristete Recht zur Aufsuchung des Bo-
denschatzes „Kohlenwasserstoffe“ innerhalb der festgelegten Feldesgrenzen. 
 
Unter dem „Aufsuchen“ versteht man Tätigkeiten zur Feststellung (Untersuchung) 
des Vorhandenseins und der Ausdehnung eines Bodenschatzes. Eine Erlaubnis zu 
gewerblichen Zwecken dient lediglich dem Konkurrenzschutz und klärt in Form einer 
Lizenz nur grundsätzlich, welcher Unternehmer in diesem Gebiet Anträge auf Durch-
führung konkreter Aufsuchungsmaßnahmen stellen darf. 
 
Eine erteilte Erlaubnis gestattet noch keinerlei konkrete Maßnahmen, wie z.B. Unter-
suchungsbohrungen, sodass Umweltauswirkungen in diesem Stadium allein auf-
grund einer Erlaubnis nicht hervorgerufen werden können. Konkrete Aufsuchungs-
maßnahmen wären erst nach weiteren Genehmigungsverfahren, den Betriebsplan-
zulassungsverfahren, erlaubt, die ganz konkret das „Ob“ und „Wie“ regeln. 
 
Von einer Genehmigungsentscheidung erfolgt gemäß den gesetzlichen Vorschriften 
eine Beteiligung von ggf. betroffenen Privaten, Kommunen und Behörden. Des Wei-
teren werden ausführlich und gründlich alle öffentlichen Belange – insbesondere 
auch die des Gewässerschutzes – geprüft, gegebenenfalls in einem separaten was-
serrechtlichen Erlaubnisverfahren. 
 
Der Planbereich befindet sich in einem früheren Einwirkungsbereich des Steinkoh-
lenbergbaus, in dem nach derzeitigem Kenntnisstand durch einen Anstieg des Gru-
benwassers Hebungen an der Tagesoberfläche zu erwarten sind. Diese Bodenbe-
wegungen können, insbesondere bei bestimmten geologischen Situationen wie Un-
stetigkeiten, zu Schäden an der Tagesoberfläche führen. Dies sollte bei Planungen 
und Vorhaben berücksichtigt werden. inwieweit der vorliegende Planbereich hiervon 
betroffen ist, kann von hier aus nicht beurteilt werden. Ich empfehle Ihnen, hierzu 
eine entsprechende Auskunft bei der EBV GmbH, Myhler Str. 83 in 41836 Hückel-
hoven einzuholen. 
 
Der Bereich des Planungsgebietes ist außerdem nach den hier vorliegenden Unter-
lagen (Grundwasserdifferenzenpläne mit Stand: Oktober 2012 aus dem Revierbe-
richt, Bericht 1, Auswirkungen der Grundwasserabsenkung, des Sammelbescheides 
– 61.42.63 – 2000 -1 -) von durch Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlenbergbaus 
bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen. 
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Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreitenden Betrieb 
der Braunkohlentagebaue, noch über einen längeren Zeitraum wirksam bleiben. Eine 
Zunahme der Beeinflussung der Grundwasserstände im Planungsgebiet in den 
nächsten Jahren ist nach heutigem Kenntnisstand nicht auszuschließen. Ferner ist 
nach Beendigung der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen ein Grundwasserwie-
deranstieg zu erwarten. 
 
Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den Braunkohletagebau als auch 
bei einem späteren Grundwasserwiederanstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewe-
gungen möglich. Diese können bei bestimmten geologischen Situationen zu Schä-
den an der Tagesoberfläche führen. Die Änderungen der Grundwasserflurabstände 
sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen sollten bei Planungen und Vorhaben 
Berücksichtigung finden. 
 
Aus Sicht der Bezirksregierung Arnsberg sollte hier die bergbautreibende REWE 
Power AG und für konkrete Grundwasserdaten der Erftverband sowie zu bergbauli-
chen Planungen die Vivawest GmbH zusätzlich um Stellungnahme gebeten werden. 
 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Informationen bezüglich der Bergwerksfelder für Stein- und Braunkohle sowie 
der Erlaubnisfelder zu gewerblichen Zwecken „Balthazar“ und  „Saxon 2 werden zur 
Kenntnis genommen und, soweit noch nicht geschehen, in die Begründung aufge-
nommen. 
Im Bauleitplanverfahren zum Bebauungsplan Nr. 0310.2 "Unterhahn", Erkelenz-
Gerderhahn wurden die EBV, die RWE Power AG und der Erftverband um Stellung-
nahme gebeten. Weder die EBV noch die RWE Power AG  brachten abwägungsre-
levante Stellungnahmen vor.  
Die Stellungnahme des Erftverbandes wird unter der Lfd.Nr.2 der Abwägung behan-
delt. Nach telefonischer Rücksprache ist die Empfehlung zur Beteiligung der Viva-
west GMbH nachrichtlich zu verstehen und braucht keine weitere Berücksichtigung 
zu finden. 
Die Hinweise zu den nicht auszuschließenden Auswirkungen von Sümpfungsmaß-
nahmen des Braunkohletagebaus und Bodenbewegungen durch den Grubenwas-
seranstieg, verursacht durch den ehemaligen Steinkohlenbergbau, werden in die Be-
gründung des Bebauungsplanes und die textlichen Festsetzungen des Bebauungs-
planes aufgenommen. In den Bebauungsplan wird ein Hinweis aufgenommen, dass 
das Plangebiet im Bereich der durch den Braunkohlentagebau bedingten Grundwas-
serbeeinflussung liegt. Ein Hinweis, dass Bodenbewegungen durch den Grubenwas-
seranstieg, verursacht durch den ehemaligen Steinkohlenbergbau, nicht auszu-
schließen sind, wird  in den Bebauungsplan aufgenommen. 
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Anlage - Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange -  zur Beschlussvorlage der 17. 
Änderung des Flächennutzungsplanes (Wohnbauflächen in Gerderhahn), Erkelenz-Gerderhahn und des Bebauungs-
planes Nr. 0310.2 „Unterhahn“, Erkelenz-Gerderhahn im  Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaftsförde-
rung und Betriebe am 16.09.2014, Hauptausschuss am 18.09.2014 und Rat am 24.09.2014       
 

Beschlussvorschlag: 
 
Die Informationen bezüglich der Bergwerksfelder für Stein- und Braunkohle sowie 
der Erlaubnisfelder zu gewerblichen Zwecken „Balthazar“ und  „Saxon 2 werden zur 
Kenntnis genommen und, soweit noch nicht geschehen, in die Begründung aufge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 





Beschlussvorlage

Federführend:
Haupt- und Personalamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 10/065/2014
öffentlich

09.09.2014
Amt 10 Simon Häusler

Erlass einer Katzenschutzverordnung mit Kastrations- und 
Kennzeichnungspflicht - Bürgerantrag gemäß § 24 Gemeindeordnung 
NRW
Beratungsfolge:
Datum Gremium

18.09.2014 Hauptausschuss

Tatbestand:
Mit Schreiben vom 03.03.2014 hat eine Gruppe Erkelenzer Bürgerinnen und Bürger 
einen Bürgerantrag gemäß § 24 Gemeindeordnung NRW an den Rat der Stadt 
Erkelenz gerichtet. Die Petenten schlagen vor, dass die Stadt Erkelenz eine 
‚Katzenschutzverordnung‘ mit Kastrations- und Kennzeichnungspflicht für 
Freigängerkatzen einführt. Diese  ‚Katzenschutzverordnung‘ soll entsprechend in die 
„Ordnungsbehördlichen Verordnung zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit  
und Ordnung im Gebiet der Stadt Erkelenz“ aufgenommen werden.

§ 24 Abs. 1 Gemeindeordnung NRW (GO NRW) begründet das Recht, dass jeder 
sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen und 
Beschwerden in Angelegenheiten der Stadt an den Rat bzw. den von ihm 
beauftragten Beschwerdeausschuss wenden kann. Gemäß § 24 Abs. 2 GO NRW hat 
die Hauptsatzung die näheren Einzelheiten zu regeln. Dies ist in Erkelenz im § 9 der 
Hauptsatzung geschehen. 

Für die Erledigungen solcher Anregungen und Beschwerden hat der Rat den 
Hauptausschuss bestimmt. Der Hauptausschuss hat – in diesem Fall als 
Beschwerdeausschuss – die Anregungen und Beschwerden inhaltlich zu prüfen und 
die Sache an die zur Entscheidung berechtigte Stelle zu überweisen. Hierbei kann 
der Hauptausschuss eine Empfehlung aussprechen.

Zuständig für den Erlass bzw. die Anpassung der Ordnungsbehördlichen Verordnung 
ist der Rat der Stadt Erkelenz.

Zu den inhaltlichen Aspekten des Antrages nimmt die Verwaltung wie folgt 
Stellung:
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Bereits in der Hauptausschusssitzung am 17.03.2010 wurden aufgrund einer Anfrage 
der Partei „NPD – Die Nationalen“ unter Mitteilungen des Bürgermeisters berichtet, 
dass Kontrolle und Durchsetzung einer Kastrations- und 
Kennzeichnungspflicht für Katzen in der Praxis, wenn überhaupt, nur mit 
unverhältnismäßigem personellen und finanziellen Mehraufwand möglich wäre.
Aber auch die Voraussetzungen zum Erlass einer entsprechenden 
Ordnungsbehördlichen Verordnung sind rechtlich umstritten.

Der Städte- und Gemeindebund NRW hat bei seiner Aufstellung des Musters einer 
Ordnungsbehördlichen Verordnung 2009 nachfolgende auf Katzen bezogene 
rechtliche Erläuterungen gemacht:
 
„Das bislang in der Verordnung enthaltene Fütterungsverbot für wildlebende Katzen 
wurde gestrichen. Die Geschäftsstelle ist der Auffassung, dass das Fütterungsverbot 
mangels abstrakter Gefahr nicht rechtmäßig ist, soweit es sich gegen Katzen richtet. 
Während von Stadttauben anerkanntermaßen Gefahren für die öffentliche Sicherheit, 
namentlich das Eigentum (infolge der Verschmutzung durch Taubenkot) und die 
menschliche Gesundheit ausgehen, ist dies bei wildlebenden Katzen nicht der Fall. 
Möglicherweise betroffenes Schutzgut könnte allenfalls die Gesundheit der 
Bevölkerung sein. Dafür, dass von einer überhöhten Katzenpopulation verstärkt 
Gesundheitsgefahren für den Menschen ausgehen, gibt es jedoch derzeit keine 
hinreichenden Anhaltspunkte. Moralische und hygienische Zumutungen, 
insbesondere durch ggf. verstärkte Ausscheidungen der Katzen sowie das Leiden 
und Sterben der Tiere, überschreiten nicht die Gefahrenschwelle. Bloße 
Belästigungen, Nachteile, Unbequemlichkeiten oder Geschmacklosigkeiten 
rechtfertigen nicht den Erlass einer Ordnungsbehördlichen Verordnung. Solange eine 
erhöhte Gesundheitsgefährdung für den Menschen nicht nachgewiesen ist, ist daher 
nach Auffassung der Geschäftsstelle ein Fütterungsverbot für wildlebende Katzen 
durch Verordnung mangels abstrakter Gefahr nicht rechtmäßig. 

Auch der Erlass einer Kennzeichnungs- und/oder Kastrationspflicht für 
Freigängerkatzen durch Ordnungsbehördliche Verordnung ist nach 
Auffassung der Geschäftsstelle aus oben genannten Erwägungen mangels 
abstrakter Gefahr nicht rechtmäßig. Eine abstrakte Gefahr kann in diesen Fällen 
auch nicht wegen Nichtbeachtung des Tierschutzgesetzes angenommen werden. 
Hierfür wäre erforderlich, dass das Tierschutzgesetz diesbezüglich vom Bürger ein 
Tun oder Unterlassen verlangt. Dies ist jedoch nicht der Fall. Die Kastration von 
Katzen ist für eine artgerechte Tierhaltung nach den Vorgaben des § 2 TierSchG 
nicht erforderlich. Auch § 6 Abs. 1 Nr. 5 TierSchG beinhaltet keine Kastrationspflicht, 
sondern nimmt lediglich die Unfruchtbarmachung zur Verhinderung der 
unkontrollierten Fortpflanzung vom grundsätzlichen Verbot des Entnehmens oder 
Zerstörens von Organen aus. Das Unterlassen der Kastration stellt schließlich keinen 
Verstoß gegen § 1 Satz 2 TierSchG dar, da hierdurch der betreffenden Katze keine 
Schmerzen, Leid oder Schaden zufügt werden. In Bezug auf die 
Kennzeichnungspflicht für Freigängerkatzen ist hinzuzufügen, dass insbesondere 
das Bedürfnis, freilaufende Katzen schnell dem Halter zuordnen zu können, eine 
allgemeine Kennzeichnungspflicht nicht rechtfertigen kann. Denn eine entlaufene, 
streunende oder herrenlose Katze stellt regelmäßig keine Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung dar. Das bloße Leiden eines Tieres an sich beeinträchtigt 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung regelmäßig nicht, da dem Tier keine 
subjektiven Rechte zukommen. Erst infolge eines Verstoßes gegen Normen des 
Tierschutzgesetzes kann eine Gefahrenlage bejaht werden. So zum Beispiel, wenn 
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das Tier bewusst vom Halter ausgesetzt wurde und dieser dadurch seine Pflichten 
zur artgerechten Tierhaltung aus § 1 Satz 2 und § 3 Nr. 3 TierSchG verletzt. Für 
diese Fälle erscheint jedoch eine Kennzeichnungspflicht für alle Katzen angesichts 
anderer Möglichkeiten zur Bekämpfung dieser Gefahr, wie z.B. der Unterbringung in 
einem Tierheim, nicht erforderlich und damit unverhältnismäßig.“

Das Rechts- und Ordnungsamt der Stadt Erkelenz, aber auch alle anderen 
Ordnungsämter des Kreises Heinsberg, haben sich bei ihrer Zusammenkunft am 
02.07.2014 dieser rechtlichen Auffassung angeschlossen und sich gegen eine solche 
Regelung auf kommunaler Ebene ausgesprochen.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an den Rat):
„1. Der Bürgerantrag gemäß § 24 Gemeindeordnung NRW bezüglich des 

Erlasses einer Katzenschutzverordnung mit Kastrations- und 
Kennzeichnungspflicht für Freigängerkatzen wird zurückgewiesen.

 2. Die Antragsteller sind entsprechend zu informieren.“

Finanzielle Auswirkungen:
Keine.

Anlage:
Anonymisierter Antrag der Petenten mit Anlagen

















































Beschlussvorlage

Federführend:
Rechts- und Ordnungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 30/165/2014
öffentlich

04.09.2014
Amt 30 Stefanie Rolfs

Widmung von Straßen im Stadtgebiet Erkelenz
Beratungsfolge:
Datum Gremium

18.09.2014 Hauptausschuss
24.09.2014 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Die in der Anlage 4 (Plan Nr. 4) aufgeführten Straßenteile im Stadtbezirk 02 
(Gerderhahn)  wurden durch Ausbau erstmalig her- bzw. fertiggestellt. Sie sollen für 
den öffentlichen Verkehr freigegeben und somit gewidmet werden.

Bei den ebenfalls in der Anlage aufgeführten Straßen bzw. Straßenteile in den 
Stadtbezirken 01 (Erkelenz), 02 (Gerderath), 04 (Golkrath mit Houverath und 
Matzerath) und 05 (Granterath und Hetzerath) konnte eine förmliche Widmung nach 
den Vorschriften des Straßen- und Wegegesetzes nicht festgestellt werden. Da aus 
planungsrechtlicher Sicht eine förmliche Widmung zweckmäßig ist, soll diese hiermit 
nachgeholt werden.
Die materiellen Voraussetzungen für die Widmungen gemäß § 6 Abs. 5 StrWG NW 
sind gegeben, da die Stadt Erkelenz Eigentümerin der Flächen ist. 
Bei den zu widmenden Flächen handelt es sich um Gemeindestraßen, da sie 
vorwiegend dem Verkehr und der Erschließung innerhalb des Gemeindegebietes 
dienen.

Zur genaueren Darstellung der betroffenen Flächen sind diese in beiliegenden 
Planauszügen rot dargestellt.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an den Rat):
„Die Straßen bzw. Straßenteile in den Stadtbezirken 01 (Erkelenz), 02 (Gerderath 
und Gerderhahn), 04 (Golkrath mit Houverath und Matzerath) und 05 (Granterath 
und Hetzerath), die aus der Niederschrift beigefügten Aufstellung nebst Plänen zu 
ersehen sind, werden für den öffentlichen Verkehr gewidmet.“
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Finanzielle Auswirkungen:
Keine.

Anlagen:
Aufstellung der zu widmenden Straßen, 
Pläne der entsprechenden Teilstücke.







































Beschlussvorlage

Federführend:
Rechts- und Ordnungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 30/166/2014
öffentlich

18.08.2014
Amt 30 Leo Lenzen-Polmans

Benennung von zwei Straßen im Bereich des Bebauungsplanes 
"Tichelkamp" im Stadtbezirk Schwanenberg
Beratungsfolge:
Datum Gremium

18.09.2014 Hauptausschuss

Tatbestand:
Die aufgrund des Bebauungsplanes „Tichelkamp“ im Stadtbezirk Erkelenz-
Schwanenberg künftig entstehenden Baugrundstücke südlich der Straße Rheinweg 
werden durch zwei Straßenzüge erschlossen werden. 
Der Bezirksausschuss Schwanenberg hat in seiner Sitzung am 23.04.2014 über die 
Benennung dieser neuen Straßen beraten.
Er schlägt vor, diesen Straßen die Namen Tichelkamp (entsprechend der 
katasteramtlichen Gewannbezeichnung) und Leyensring (nach einer früheren 
ortsansässigen jüdischen Familie) zu geben.

In dem der Sitzungsvorlage beigefügten Auszug aus der Liegenschaftskarte Alkis ist 
die Lage und der Verlauf der Straßen jeweils mit den Ziffern 1 bzw. 2 gekennzeichnet 
dargestellt.
Für die im Plan mit der Ziffer 3 gekennzeichnete lediglich fußläufige Verkehrsfläche 
ist keine neue Namensgebung erforderlich, da die hieran angrenzenden neuen 
Baugrundstücke von der Straße Rheinweg her erreichbar und erschlossen werden. 

Der Bezirksausschuss schlägt zudem vor, die Straßennamensbeschilderung 
Leyensring mit einem Zusatz zur Erläuterung der Namensherkunft zu versehen.
Die Verwaltung hat den Bezirksausschuss informiert, dass aus Einsparungsgründen 
Zusätze mit Erläuterung der Namensherkunft seit Jahren in der Regel nur dann noch 
angebracht werden sollen, wenn die hierfür anfallenden zusätzlichen Kosten nicht zu 
Lasten der Stadt Erkelenz gehen und eine Kostenübernahmezusicherung Dritter 
vorliegt. 
Die Verwaltung bittet den Hauptausschuss über den Vorschlag des 
Bezirksausschusses zu entscheiden.
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Gemäß § 3 Absatz 5 der Zuständigkeitsordnung der Stadt Erkelenz vom 16.04.2008 
entscheidet der Hauptausschuss auf Vorschlag der Bezirksausschüsse über die 
Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen in eigener Zuständigkeit.

Beschlussentwurf:
„Die im Bereich des Bebauungsplanes „Tichelkamp“ im Stadtbezirk Erkelenz-
Schwanenberg geplanten Straßen erhalten die Namen Tichelkamp bzw. 
Leyensring. Die zu benennenden Flächen sind in der dem Original der Niederschrift 
als Anlage beigefügten Karte mit den Ziffern 1 (Tichelkamp) bzw. 2 (Leyensring) 
dargestellt. Die Straßennamensbeschilderung Leyensring ist mit einem Zusatz zur 
Erläuterung der Namensherkunft anzubringen, sofern die Übernahme der hierfür 
aufzuwendenden Kosten durch Dritte sichergestellt sind.“

Finanzielle Auswirkungen:
Kosten für die Anschaffung und Montage der Straßennamensbeschilderung durch 
den Baubetriebshof.

Anlage:
Karte M 1:1500
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Beschlussvorlage

Federführend:
Rechts- und Ordnungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 30/167/2014
öffentlich

30.07.2014
Amt 30 Wolfgang Linkens

Anschaffung einer Feuerwehrdrehleiter (DLK 23/12) für die Freiwillige 
Feuerwehr Erkelenz, Löschzug Erkelenz-Mitte
Beratungsfolge:
Datum Gremium

18.09.2014 Hauptausschuss

Tatbestand:
Die Freiwillige Feuerwehr Erkelenz und hier der Löschzug Erkelenz-Mitte ist seit dem 
Jahre 1976 im Besitz einer Feuerwehrdrehleiter. Im Jahre 2002 wurde dieses 
Einsatzfahrzeug nach 26 Dienstjahren ersatzbeschafft. Daraufhin wurde eine 
gebrauchte, allerdings vollständig aufbereitete Feuerwehrdrehleiter (Jahrgang 1987) 
in den Dienst gestellt. Nach nunmehr 27 Einsatzjahren soll ein neues 
Hubrettungsfahrzeug, sprich eine Feuerwehrdrehleiter, beschafft werden.

Jährlich wird dieses Fahrzeug zu 60 - 70 Einsätzen alarmiert. Primärer Einsatzzweck 
dieses Einsatzfahrzeuges ist die Menschenrettung.

Die Neubeschaffung soll aufgrund einer europaweiten Ausschreibung erfolgen. Die 
Auftragsvergabe wird an den wirtschaftlichsten Anbieter nach den Grundsätzen des 
Vergaberechtes erteilt. Die Auftragsvergabe erfolgt noch in diesem Jahr. Laut 
Herstellerangaben sind für die Auslieferung dieses Einsatzfahrzeuges 12 - 15 
Monate zu berücksichtigen, somit Ende des Jahres 2015 bzw. Anfang des Jahres 
2016.

Im investiven Haushalt der Stadt Erkelenz wurden für diese Beschaffungsmaßnahme 
unter Auftragssachkonto B 02157016, 800.000 € bereitgestellt. Im aktuellen Haushalt 
stehen 800.000 € zur Verfügung.
  
Die vorgenannte Ausschreibung wird von der Firma Feuerwehrfahrzeugberatung 
Lang aus Jülich begleitet. Herr Lang ist hauptberuflicher Feuerwehrmann bei der 
Berufsfeuerwehr Düsseldorf. Ferner ist er Mitglied im Normenausschuss für 
Hubrettungsfahrzeuge. Von daher hat man sich die Dienste eines kompetenten 
Ansprechpartners für die Beschaffung eines neuen Drehleiterfahrzeuges gesichert.



Vorlage A 30/167/2014 der Stadt Erkelenz                                                            Seite: 2/2

Beschlussentwurf:
„Für die Freiwillige Feuerwehr Erkelenz, Löschzug Erkelenz-Mitte, ist eine 
Feuerwehrdrehleiter europaweit im offenen Verfahren auszuschreiben. Die Vergabe 
erfolgt an den wirtschaftlichsten Bieter.“

Finanzielle Auswirkungen:
Im investiven Haushalt wurde für das Haushaltsjahr 2015 ein Betrag von 800.000 € 
für die Beschaffung einer neuen Feuerwehrdrehleiter unter Auftragssachkonto B 
2015 7016 bereitgestellt.



Beschlussvorlage

Federführend:
Amt für Kommunalwirtschaft und 
Liegenschaften Kämmerei

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 20/293/2014
öffentlich

03.09.2014
Amt 20 Kämmerer Norbert 
Schmitz

Zuleitung des Gesamtabschlussentwurfes zum 31.12.2013 gemäß § 
116 Abs. 5 GO NRW in Verbindung mit § 95 Abs. 3 GO NRW
Beratungsfolge:
Datum Gremium

18.09.2014 Hauptausschuss
24.09.2014 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Mit der Einführung des „Neuen Kommunalen Finanzmanagements“ (NKF) ist 
zwingend vorgeschrieben, dass die Kommunen ab 2010 jeweils zum Stichtag 31.12. 
eines jeden Jahres einen Gesamtabschluss aufzustellen haben. Ziel des 
kommunalen Gesamtabschlusses soll es sein, die Adressaten darüber  zu 
informieren, ob die Kommune in der Lage ist, ihre Aufgaben auch zukünftig zu 
erfüllen. Daher soll der Gesamtabschluss die gesamte Vermögens-, Schulden-, 
Ertrags- und Finanzlage der Kommune (Kernverwaltung und Betriebe) darstellen.

Nachdem zum 31.12.2010 der erste Gesamtabschluss der Stadt Erkelenz aufgestellt 
worden ist, liegt nunmehr der Entwurf des Gesamtabschlusses zum 31.12.2013 vor. 
Dieser ist form- und fristgerecht zum 04.08.2014 vom Kämmerer aufgestellt und vom 
Bürgermeister bestätigt worden. Im Detail besteht der Gesamtabschluss aus der 
Gesamtergebnisrechnung, der Gesamtbilanz sowie dem Gesamtanhang und wird 
um einen Gesamtlagebericht ergänzt. Innerhalb des Gesamtabschlusses hat die 
Kommune die Jahresabschlüsse aller verselbstständigten Aufgabenbereiche zu 
konsolidieren, soweit sie nicht von untergeordneter Bedeutung sind. Konsolidieren ist 
in dem Sinne zu verstehen, dass die verselbstständigten Aufgabenbereiche (man 
spricht hier auch von Tochterunternehmen)  zusammen mit dem Abschluss der 
„Mutter“ (=NKF-Jahresabschluss der Stadt) in einem Abschluss, eben dem 
Gesamtabschluss, darzustellen sind. Dabei werden die Verflechtungen zwischen den 
Tochterunternehmen und der Mutter sowie zwischen den Tochterunternehmen 
herausgerechnet. Die Konsolidierung erfolgt nach den Regeln des siebten 
Abschnittes der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO). Dieser siebte Abschnitt 
nimmt insbesondere Bezug auf die Regelungen des Handelsgesetzbuches (HGB). 
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Der Gesamtabschluss zum 31.Dezember 2013 stellt nach diesen Vorschriften den 
NKF-Jahresabschluss der Stadt Erkelenz zusammen mit den Jahresabschlüssen 

der Kultur GmbH,
des Städtischen Abwasserbetriebes Erkelenz,
der GEE mbH und der
GEE mbH & Co. KG

in einem Jahresabschluss dar.  

Nach Aufstellung des Gesamtabschlussentwurfes durch den Kämmerer und 
Bestätigung des Bürgermeisters ist der Entwurf dem Rat zur Prüfung und 
Bestätigung vorzulegen. Die Bestätigung durch den Rat hat gem. § 116 Abs.1GO 
NRW  i.V.m. § 96 Abs. 1 GO NRW bis spätestens zum 31.12.2014 zu erfolgen. Der 
Rat überträgt dem Rechnungsprüfungsausschuss die Prüfung des 
Gesamtabschlusses. Der Rechnungsprüfungsausschuss bedient sich dabei zur 
tatsächlichen Prüfung des örtlichen Rechnungsprüfungsamtes (RPA). Das RPA hat 
dabei zu prüfen, ob der Gesamtabschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden, Ertrags- und Finanzgesamtlage der 
Kommune unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung (GoB) 
ergibt. Die Prüfung des Gesamtabschlusses erstreckt sich darauf, ob die 
gesetzlichen Vorschriften und die sie ergänzenden Satzungen und sonstigen 
ortrechtlichen Bestimmungen beachtet worden sind. Mit der heutigen 
Sitzungsvorlage soll dieser Prüfungsablauf eingeleitet werden. 

Wie auch im letzten Jahr, so hat auch an der Aufstellung des vorliegenden 
Jahresabschlusses die Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft 
Schleicher & Dr. jur. Robertz begleitend und beratend mitgewirkt. 

Der Entwurf der Gesamtbilanz zum 31.12.2013 schließt in Aktiva und Passiva mit 
einem Volumen von 459.927.387,40 € (- 0,74 %) ab. Die Gesamtergebnisrechnung 
weist dabei ein Gesamtjahresergebnis von – 107.671,61 € (Vorjahr: 
- 2.171.006,68 €) aus. Also, insbesondere hinsichtlich der fast ausgeglichenen 
Gesamtergebnisrechnung, ein  sehr erfreulicher Gesamtabschluss! Es wird 
vorgeschlagen, den Jahresfehlbetrag durch eine Entnahme aus der 
Ausgleichsrücklage auszugleichen.

Wie in den Vorjahren, so wird den Fraktionen auch in diesem Jahr jeweils ein 
Exemplar des Gesamtabschlussentwurfes vor Prüfung durch das örtliche 
Rechnungsprüfungsamt zur Verfügung gestellt.

Beschlussentwurf  (als Empfehlung an den Rat):
„1. Der dem Original dieser Niederschrift als Anlage beigefügte Entwurf des 

Gesamtabschlusses zum 31.12.2013 ist gem. § 116 Abs. 5 GO NRW form- 
und fristgerecht vom Kämmerer aufgestellt und vom Bürgermeister bestätigt  
worden.

2. Zur Prüfung des Gesamtabschlussentwurfes zum 31.12.2013  wird dieser 
gem. § 116 Abs. 6 GO NRW an den Rechnungsprüfungsausschuss 
verwiesen.“

Finanzielle Auswirkungen:
Keine.
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Anlage:
Entwurf des Gesamtabschlusses zum 31.12.2013 (wird unmittelbar dem 
Rechnungsprüfungsamt zugeleitet)



Beschlussvorlage

Federführend:
Amt für Kommunalwirtschaft und 
Liegenschaften Kämmerei

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 20/297/2014
öffentlich

03.09.2014
Amt 20 Kämmerer Norbert 
Schmitz

Leistungen nach §§ 3, 5 und 6 AsylbLG (Produktsachkonten 
050303.533930/-733930)
Beratungsfolge:
Datum Gremium

18.09.2014 Hauptausschuss
24.09.2014 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Seit Ende des Jahres 2012 ist die Anzahl der aufgenommenen Asylbewerber stark 
angestiegen. Betrug die Anzahl der berechtigten Personen 2013 erst 84, so beziehen  
derzeit bereits 119 Personen Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. 
Aufgrund der bundesweit aktuellen Flüchtlingsaufnahmen  werden weitere 20 – 30 
Personen bis zum Ende des Jahres 2014 in Erkelenz erwartet.  

Bei der Ermittlung der Haushaltsansätze für 2014 im Juli 2013 waren seinerzeit erst 
42 Personen zugewiesen. Trotz einer eingeplanten Steigerung für 2014 hatte sich 
bereits bis Ende 2013 die Anzahl an Personen gegenüber Juli 2013 verdoppelt. Die 
Anzahl der aufgenommenen Personen hat sich in 2014 noch einmal kontinuierlich 
erhöht. Diese überproportionalen Steigerungen konnte so nicht in den Ansätzen für 
2014 einkalkuliert werden.

Demgegenüber ist die bestehende Finanzierungsregelung des Landes weit hinter der 
tatsächlichen Fallzahlen- und Aufwandsentwicklung zurückgeblieben. Grundlage für 
die pauschalierte Landeserstattung ist die jeweilige Anzahl der Flüchtlinge zum 01. 
Januar eines Jahres, wobei geduldete Personen nicht angerechnet werden. Trotz der 
dramatischen Steigerungsraten hält das Land am Anpassungsmodus fest, so dass 
die gestiegenen Steigerungsraten frühestens erst mit einem Jahr Verspätung zu 
einer Budgetanpassung führen. 

Vor diesen Hintergründen hat das Fachamt bis zum Jahresende 2014 
Aufwendungen nach §§ 3, 5 und 6 AsylbLG in Höhe von insgesamt 542.000 € 
errechnet. Gegenüber der Haushaltsplanung bedeutet dies einen Mehraufwand von 
insgesamt 272.000 €. An pauschalisierten Landeserstattungen, die u. a. auch die
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Leistungen bei Krankheitsfällen mit abdecken, sind lediglich Mehrerträge von  
75.914,00 € bis zum Jahresende zu verzeichnen. Mit weiteren Landeserstattungen 
ist trotz der extrem gestiegenen Asylbewerberzahlen nach aktuellem Kenntnisstand 
nicht zu rechnen.

Aufgrund der Erheblichkeit der vorzunehmenden Mehraufwendungen/ 
Mehrauszahlungen sieht die Gemeindeordnung NRW im § 83 Abs. 2 vor, dass diese 
nur geleistet werden dürfen, soweit der Rat diesen zustimmt. Finanziert werden kann 
der Mehraufwand in Höhe von 272.000 € durch Mehrerträge/Mehreinzahlungen bei 
den Produktsachkonten 050303.448100/-648100 (Erstattungen vom Land) von 
75.914 € und durch Mehrerträge/Mehreinzahlungen bei den Produktsachkonten 
060400.448200/-648200 (Erstattungen von Gemeinden) von 196.086 €.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an den Rat):
„1.
Den erheblichen überplanmäßigen Aufwendungen/Auszahlungen von
272.000 € bei den Produktsachkonten 050303.533930/-733930 
– Leistungen nach §§ 3, 5 und 6 AsylbLG – wird zugestimmt.

 2.
Die Deckung der Mehraufwendungen/-auszahlungen erfolgt durch Mehrerträge/
-einzahlungen bei den Produktsachkonten 050303.448100/-648100 - Erstattungen 
vom Land - in Höhe von 75.914 € und 060400.448200/-648200 - Erstattung von 
Gemeinden - in Höhe von 196.086  €.“

Finanzielle Auswirkungen:
Mehraufwendungen/-auszahlungen von 272.000,00 €.



Beschlussvorlage

Federführend:
Amt für Kommunalwirtschaft und 
Liegenschaften Kämmerei

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 20/298/2014
öffentlich

03.09.2014
Amt 20 Kämmerer Norbert 
Schmitz

Leistungen nach § 4 AsylbLG - Krankenhilfe u. a. 
(Produktsachkonten 050303.533940/-733940)
Beratungsfolge:
Datum Gremium

18.09.2014 Hauptausschuss
24.09.2014 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Bereits beim vorherigen Tagesordnungspunkt wurde die Entwicklung bei den 
Asylbewerberzahlen  dargestellt. Hierauf wird verwiesen. Diese Entwicklung wirkt 
sich nicht nur auf den laufenden Bedarf aus, sondern auch auf Aufwendungen bei 
der Krankenhilfe und ähnlichen Einmalleistungen.

Bei der Krankenhilfe begründet sich der Mehraufwand nicht allein in der extrem 
angestiegenen Zahl der Asylbewerber, sondern begründet sich in erster Linie mit 
schweren Erkrankungen in zwei Fällen. Dadurch werden voraussichtlich 
Mehraufwendungen/-auszahlungen von ca. 213.000 €, bei einem Haushaltsansatz 
von 60.000 €, entstehen. 

Mit zusätzlichen Landeserstattungen ist nach aktuellem Kenntnisstand nicht zu 
rechnen. Diese Vorgehensweise wird insbesondere auch vom Städte – und 
Gemeindebund NRW kritisiert, der fordert, dass zumindest für Einzelfälle, in denen 
hohe Krankheitskosten entstehen, unabhängig von den Pauschalen, eine 
eigenständige Kostenerstattung erfolgen sollte. So werden z.B. in anderen 
Bundesländern die Kosten für die gesundheitliche Betreuung und Versorgung von  
Flüchtlingen komplett vom Land übernommen, soweit sie einen Betrag von 10.226 € 
je Person und Kalenderjahr übersteigen. Dieser Forderung des Städte- und 
Gemeindebundes ist nichts hinzuzuführen - hilft aber beim aktuellen Mehraufwand 
nicht weiter!

Aufgrund der Erheblichkeit der vorzunehmenden Mehraufwendungen/ 
Mehrauszahlungen sieht die Gemeindeordnung NRW im § 83 Abs. 2 vor, dass diese 
nur geleistet werden dürfen, soweit der Rat diesen zustimmt. Finanziert werden kann 
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der Mehraufwand in Höhe von 213.000 € durch Minderaufwendungen/-auszahlungen 
bei den Produktsachkonten 050303.533911/-733911 (HzL gem. § 2 AsylbLG) von 
40.000 € und durch Mehrerträge/Mehreinzahlungen bei den Produktsachkonten 
060400.448200/-648200 (Erstattungen von Gemeinden) von 173.000 €.

Beschlussentwurf (als Empfehlung an den Rat):
„1.
Den erheblichen überplanmäßigen Aufwendungen/Auszahlungen von
213.000 € bei den Produktsachkonten 050303.533940/-733940 
– Leistungen nach § 4 AsylbLG – wird zugestimmt.

 2.
Die Deckung der Mehraufwendungen/-auszahlungen erfolgt durch 
Minderaufwendungen/-auszahlungen bei den Produktsachkonten 050303.533911/-
733911 - HzL gem. § 2 AsylbLG - von 40.000,00 € sowie Mehrerträge/-einzahlungen 
bei den Produktsachkonten 060400.448200/-648200 - Erstattung von Gemeinden - in 
Höhe von 173.000 €.“

Finanzielle Auswirkungen:
Siehe Beschlussentwurf.



Beschlussvorlage

Federführend:
Amt für Kommunalwirtschaft und 
Liegenschaften Kämmerei

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

A 20/295/2014
öffentlich

01.09.2014
Amt 20 Michael Wirtz

Kenntnisgabe der vom Kämmerer getroffenen Entscheidungen zur 
Leistung von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen, 
Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen in der Zeit vom 
07.06.2014 - 31.08.2014
Beratungsfolge:
Datum Gremium

18.09.2014 Hauptausschuss
24.09.2014 Rat der Stadt Erkelenz

Tatbestand:
Für den vorgenannten Zeitraum liegen keine Entscheidungen zur Leistung von über- 
und außerplanmäßigen Aufwendungen, Auszahlungen und Verpflichtungser-
mächtigungen gem. § 83 (1) GO NRW und § 85 (1) GO NRW vor, die eine 
Kenntnisgabe erfordern.
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